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Der Kommentar

Wettbewerb und Kooperation 
auf dem Wege zum schnellen Internetzugang 

Die Bundesregierung hat im Februar 
eine nationale Breitbandstrategie be-
schlossen und veröffentlicht, die 
durchweg gute Kommentare erhalten 
hat und diese auch verdient. Alle dort 
entwickelten Maßnahmen sind ziel-
führend, um den Breitbandausbau in 
Deutschland massiv voranzutreiben. 
An der einen oder anderen Stelle hät-
te man sich vielleicht dennoch einen 
etwas größeren Wurf vorstellen kön-
nen. Dies gilt insbesondere für die 
Bereitstellung öffentlicher Mittel, die 
insgesamt nicht den Betrag von 300 
Mio. € übersteigen. 

Ehrgeizige Ziele 
Die Ziele der Breitbandstrategie sind 
als ehrgeizig einzuschätzen. Dies 
wird unmittelbar deutlich, wenn man 
sich die Realisierung des zweiten 
Kernziels der Breitbandstrategie, 
nämlich den Zugang für 75% der 
Haushalte für Breitbandanschlüsse 
mit Übertragungsraten von mindes-
tens 50 Mbps bis 2014, vorstellt. 

Erforderliche Investitionen 
Hierzu sind erheblich Investitionen in 
bestehende bzw. in neue Netze er-
forderlich. Genaue und nachvollzieh-
bare Zahlen liegen hierzu leider nicht 
vor, obwohl sie im Prinzip gut gene-
rierbar wären. Nach verschiedenen 
Schätzungen belaufen sich diese In-
vestitionen auf 30 bis 50 Mrd. €, d.h. 
auf ca. 10-mal die Größenordnung, 
die die Deutsche Telekom und ihre 
Festnetzwettbewerber heute pro Jahr 
investieren. 

Plausibel werden die erforderlichen 
Investitionen, wenn man den Aus-
gangszustand der Netze heute be-
trachtet. Die heute eingesetzte VDSL-
Technologie leistet selbst unter güns-
tigen Bedingungen bestenfalls Über-
tragungsraten von bis zu 50 Mbps, 
trägt also nicht zum Hochleistungsin-
ternet bei, es sei denn die nächste 
Technologiegeneration bringt hier 
wesentliche Fortschritte. Nach heuti-
gem Kenntnisstand sind also im 
Festnetz Investitionen in FTTB bzw. 
FTTH erforderlich, um Übertragungs-
raten oberhalb von 50 Mbps zu reali-
sieren. Geht man von einem (eher 
unteren) durchschnittlichen Investiti-
onswert von 1.500 € pro Glasfaser-

anschluss aus, so sind zur Aufrüstung 
von 25% und damit knapp 10 Mio. 
Anschlüssen Investitionen in Höhe 
von 15 Mrd. € erforderlich. Unsicherer 
sind die erforderlichen Investitionen in 
die Kabelnetze. Damit diese Breit-
bandzugänge von mehr als 50 Mbps 
bieten können, müssen sie auf den 
IP-Standard DOCSIS 3.0 aufgerüstet 
werden. Nach unbestätigten Zahlen 
sind zur entsprechenden Aufrüstung 
aller Kabelnetze Investitionen von 7 
bis 10 Mrd. € erforderlich. Damit wäre 
für 50 bis 60% aller Haushalte ein 
schneller Breitbandzugang oberhalb 
von 50 Mbps darstellbar. 
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Kooperation von Wettbe-
werbern 
Investitionen in dieser Größenord-
nung scheinen nicht einmal für ein 
marktstarkes Unternehmen wie die 
DTAG zu stemmen zu sein. Was liegt 
also näher, als dass Wettbewerber im 
Markt miteinander kooperieren, das 
Investitionsrisiko zu teilen, sich die 
Ausbaugebiete aufteilen, so die er-
heblichen Glasfaserinvestitionen in ih-
ren Bilanzen darstellbar und finan-
zierbar werden lassen und insgesamt 
mehr Investitionen aktivieren und das 
Investitionsrisiko mindern? Im Markt 
sind denn auch entsprechende Aktivi-
täten beobachtbar. Auch die Bundes-
regierung stellt sich in ihrer Breit-
bandstrategie im Rahmen einer 
"wachstums- und innovationsorien-
tierten Regulierung" positiv zu Koope-
rationen beim Infrastrukturaufbau. 

Kooperationen zwischen Wettbewer-
bern sind auch in anderen Sektoren 
und im allgemeinen Wettbewerbs-
recht im Prinzip nichts ungewöhnli-
ches. Angesichts des Vorhanden-
seins von marktmächtigen Positionen 
im Telekommunikationsmarkt benöti-
gen Wettbewerberkooperationen je-
doch einen klaren Rahmen. Dies gilt 
vor allem deshalb, da in Glasfaser-
netzen Marktmachtpositionen ausge-
prägter werden können als im PSTN 
und diese aus der Ökonomie der 
Glasfasertechnolgie folgende Implika-
tion durch Kooperation von Wettbe-
werbern noch verstärkt werden kann. 

Formen des Wettbewerbs 
bei NGA 
Fragen wir uns zunächst welche 
Formen des Wettbewerbs bei Hoch-
geschwindigkeitsnetzen denkbar bzw. 
möglich sind und welche Wettbe-
werbsintensitäten damit jeweils ver-
bunden sind. Wettbewerb auf der Ba-
sis zweier (oder gar mehrerer) von-
einander unabhängiger Netzinfra-
strukturen ist im NGA nur zwischen 
einem Glasfasernetz und einem Ka-
belnetz möglich. Die Ökonomie eines 
Glasfasernetzes erfordert für eine 
Profitabilität sehr hohe Marktanteile, 
die es selbst dann und faktisch über-
all nicht zulassen, dass eine zweite 
Glasfaserinfrastruktur aufgebaut wer-
den kann. Kabelnetze benötigen ge-
ringere kritische Marktanteile. Daher 
ist in relevanten Versorgungsbreichen 
eine wettbewerbliche infrastrukturelle 
Dyopolstruktur möglich. Diese Markt-
struktur kann relevanten Wettbewerb 
generieren, wie sich etwa in den Nie-
derlanden und der Schweiz zeigt. 

Um effektiven Wettbewerb zu erhal-
ten, ist die Dyopol-Marktstruktur 
zweier Infrastrukturen jedoch nicht 

hinreichend. Die Gefahr expliziter o-
der impliziter Kollusion ist zu groß. 
Dies zeigt die Wettbewerbsentwick-
lung in den USA eindrucksvoll. Des-
halb stellt sich auch im Infrastruktur-
dyopol die Frage des zugangsbasier-
ten Wettbewerbs; erst recht stellt sie 
sich in Versorgungsbereichen, in de-
nen nur eine Glasfaserinfrastruktur 
errichtet wird. Die größte Wettbe-
werbsintensität generiert auch bei 
Glasfasernetzen das Entbündelungs-
konzept. Es beschränkt die Vorleis-
tungsnachfrage auf die passive Netz-
infrastruktur und belässt Wettbewer-
bern einen großen Teil der wettbe-
werblichen Wertschöpfung und Auto-
nomie in der Produktgestaltung. Die 
Möglichkeiten des Wettbewerbs wer-
den optimiert, wenn die Entbündelung 
der Glasfaser und der Zugang am 
Optical Distriubtion Frame (ODF) er-
folgt. Dieser Zugang wird unterstützt 
durch eine Point-to-Point (P2P)-
Architektur. Diese erlaubt den Zugang 
zu einer dezidierten Glasfaser für je-
den einzelnen Kunden. Eine P2P-
Architektur gilt zudem als höchst fle-
xibel, zukunftsoffen und bietet eine 
nahezu unbeschränkte (modular er-
weiterbare) Übertragungskapazität. 
Dieses Entbündelungskonzept ent-
spricht damit unmittelbar dem TAL-
Entbündelungskonzept am HVT im 
PSTN. Allerdings aggregiert ein ODF 
noch wesentlich mehr Teilnehmer als 
ein HVT. Damit werden weniger 
Netzknoten und Zugangspunkte er-
forderlich. Dieses Entbündelungskon-
zept erlaubt daher auch mindestens 
genauso vielen Wettbewerbern wie 
heute bei TAL (nämlich 3 bis 5) ein 
profitables Diensteangebot. Wählen 
die Netzbetreiber eine GPON-
Architektur für ihr Glasfasernetz, lässt 
sich im Prinzip auch hierauf ein Ent-
bündelungsansatz anwenden, der 
dem des Sub Loop Unbundling im 
Kupfernetz entspricht. Zugangspunkt 
ist hier ein ODF bzw. Spleißpunkt in 
der Nähe des Endkunden. Diese Zu-
gangsoption erfordert einen deutlich 
weiter, d.h. näher zum Endkunden 
gehenden parallelen Glasfaseraus-
bau von Wettbewerbern. Daher eröff-
net die Ökonomie der Glasfasernetze 
höchstens zwei Wettbewerbern diese 
Zugangsoption. Die Entbündelungs-
optionen für Glasfasernetze ermögli-
chen ähnliche Wettbewerbsintensitä-
ten wie die Entbündelungsoptionen 
im PSTN für DSL und VDSL. 

Als weiteres Wettbewerbsmodell 
bleibt der Zugang über Bitstream Ac-
cess. Hierbei verfügt der Wettbewer-
ber i.d.R. nur über ein eigenes Back-
bone und nimmt den breiten Daten-
strom seiner Kunden an wenigen Ü-
bergabepunkten entgegen. Die Vor-
leistung besteht hier in der Inan-
spruchnahme von aktiven und passi-

ven Netzelementen, so dass hier nur 
eine geringe eigene Wertschöpfungs-
tiefe und geringe eigene Produktges-
taltungsmöglichkeiten verbleiben. 
Entsprechend gering sind die Wett-
bewerbseffekte, die von einem derar-
tigen Zugangsmodell ausgehen. Ein 
Bitstream-basiertes Wettbewerbsmo-
dell kommt schon einem Resale-
Geschäftsmodell sehr nahe, bei dem 
der Wettbewerber die Netzdienstleis-
tung des Infrastrukturanbieters ohne 
eigene produktbezogene Wertschöp-
fung vermarktet. 

Kooperation und Wettbe-
werb 
Kooperationen von Wettbewerber 
beim Glasfaserausbau stellen sich 
häufig als Gebietsabsprachen dar, bei 
denen (potentielle) Wettbewerber 
verabreden, wer in welcher Region 
bzw. in welchem Stadtgebiet den 
Glasfaserausbau vornimmt. Gleich-
zeitig beinhalten diese Kooperationen 
Regeln, nach denen die Glasfaserinf-
rastruktur wechselseitig in Anspruch 
genommen werden kann; dies kann 
grundsätzlich in der Form der Ent-
bündelung, des Bitstream Access o-
der des Resale erfolgen. Denkbar 
sind Kooperationsmodelle auch in der 
Form von Gemeinschaftsunterneh-
men, die sich auf den Ausbau der 
Glasfaserinfrastruktur konzentrieren 
und den Partnern jeweils die wettbe-
werbliche Vermarktung der Infrastruk-
tur überlassen. Sehr nahe kommt 
dieser Kooperationsform die Ende 
letzen Jahres erfolgte Beteiligung von 
KPN an dem niederländischen Glas-
faserunternehmen Reggefiber. 

Wie ist der Einfluss derartiger Koope-
rationsmodelle auf den Wettbewerb 
zu werten? Zunächst schließt die Ko-
operation von Wettbewerbern der ge-
nannten Art den Wettbewerb auf der 
Infrastrukturebene aus. Man mag ar-
gumentieren, dies sein unkritisch, 
wenn auf Grund der Ökonomie von 
Glasfasernetzen in einer Region/einer 
Stadt sowieso nur eine einzige Glas-
fasernetzinfrastruktur profitabel er-
richtet und betrieben werden kann, 
zumal wenn der Wettbewerb auf der 
Endkundenebene erhalten bleibt. 
Gleichwohl bleibt auch auf dieser E-
bene eine bislang noch nicht genann-
te Form des Wettbewerbs auf der 
Strecke, nämlich der Wettbewerb um 
die First Mover Position. Der Glasfa-
sernetzausbau ist mit starken First 
Mover Vorteilen verbunden. Der 
Wettbewerb um diese Position kann 
den Glasfaserausbau (gesamtwirt-
schaftlich) deutlich schneller voran-
treiben als die Gebietsabsprache von 
Wettbewerbern, die diese Form des 
Wettbewerbs ausschließt. Deutliche 
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Gefahren hat das auf einer infrastruk-
turellen Kooperation beruhende Wett-
bewerbsmodell aber auf dem End-
kundenmarkt. Kooperieren (potentiel-
le) Wettbewerber bei der Infrastruktur, 
die immerhin 65 bis 70% der Wert-
schöpfung des Endkundenprodukts 
ausmacht, so besteht zumindest die 
Gefahr, dass ihre Wettbewerbsbezie-
hung im Endkundenmarkt begrenzt 
bleibt, da die Verführung zur explizi-
ten oder impliziten Kollusion groß ist. 
Diese Gefahr ist besonders dann 
groß, wenn es keine weiteren Wett-
bewerber gibt. Durch Kollusion lässt 
sich das inhärente Risiko von Glasfa-
serinvestitionen leichter auf die End-
kunden abwälzen. Noch deutlicher 
werden die Gefahren von Kooperati-
onsmodellen, wenn sie den Zugang 
Dritter nicht zulassen, behindern oder 
nur zu ökonomisch (und betrieblich-
technisch) ungünstige(re)n Bedin-
gungen ermöglichen. 

Kooperationsmodelle und 
Open Access 
Es soll hier dahingestellt bleiben, ob 
durch Kooperationsmodelle das (ge-
samtwirtschaftliche) Risiko von Inves-
titionen in Glasfasernetze vermindert 
werden kann. Es sei hier nur ange-
merkt, dass diese Ausgangsthese, so 
verbreitet sie auch sein mag, nicht 
unbestritten ist. Gehen wir gleichwohl 
davon aus, dass von Kooperationen 

beim Infrastrukturaufbau (gesamtwirt-
schaftliche) Vorteile ausgehen. Ange-
sichts der aber gleichzeitig davon 
ausgehenden Gefahren für den Wett-
bewerb gibt es regulatorischen Hand-
lungsbedarf. Der Verfasser vertritt die 
Ansicht, dass Kooperationsmodelle 
der genannten Art wettbewerbsrecht-
lich nur dann genehmigungsfähig 
sein können, wenn sie mit folgenden 
regulatorischen Auflagen versehen 
werden: 

(1) Das gemeinsam errichtete bzw. 
nach gemeinsamer Absprache 
in getrennten Regionen/Städten/ 
Stadtbezirken errichtete Netz 
wird in einer P2P-Architektur er-
richtet. 

(2) Der Zugang zu diesem Netz er-
folgt auf Basis eines Glasfaser-
entbündelungsmodells am ODF. 

(3) Der Zugang zur Glasfaserinfra-
struktur erfolgt unter nicht-dis-
kriminierenden Bedingungen für 
den oder die Netzbetreiber so-
wie für Dritte. 

(4) Die Preise für den Zugang sind 
an einem langfristig transparen-
ten Regulierungsmodell ausge-
richtet, berücksichtigen adäquat 
das projektspezifische Investiti-
onsrisiko, können lokal differen-
ziert sein und Anreize für einen 
weiteren Netz-Roll-out setzen. 

Der genannte Ansatz ist in der Lage, 
trotz Infrastrukturkooperation funkti-
onsfähigen (zugangsbasierten) Wett-
bewerb zu generieren. Dies rechtfer-
tigt die Architekturvorgabe und die 
Vorgabe des Entbündelungsmodells 
um den wettbewerblichen Risiken des 
Kooperationsmodells entgegenzuwir-
ken. Die Architekturvorgabe führt nur 
zu überschaubar höheren Investitio-
nen die vielleicht sogar schon durch 
geringere Betriebskosten aufgefan-
gen werden können und weist an-
sonsten wesentliche Flexibilitätsvor-
teile auf. 

Die niederländische Regulierungsbe-
hörde OPTA hat diesen Ansatz zu-
sammen mit der Wettbewerbsbehör-
de verfolgt. Die Marktbeteiligten hal-
ten das Modell dort mit seinen vielen 
innovativen Elementen für einen gu-
ten Kompromiss zwischen widerstrei-
tenden Prinzipien und Interessen. In 
jedem Fall ist in unserem Nachbar-
land ein Boom im Aufbau von Glasfa-
sernetzen ausgebrochen wie wir ihn 
in unserem Land noch vermissen. In-
sofern zeigt das niederländische Bei-
spiel einmal mehr, dass kreative und 
innovative Regulierung von Märkten 
kein Investitionshindernis darstellt, 
sondern Investitionen vorantreiben 
kann. Warum sollen wir einem guten 
Beispiel nicht folgen? 

Karl-Heinz Neumann 

Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Smart Grids 
Problemstellung und Leitge-
danke 
Die Informations- und Kommunikati-
onstechnologien (IKT) haben sich in 
den letzten Jahren rasant entwickelt. 
Immer leistungsfähigere Einheiten 
werden zu immer niedrigeren Kosten 
produziert. Die Durchdringung der 
gesamten Wirtschaft mit IKT schreitet 
dadurch voran. Diese Entwicklung hat 
dazu geführt, dass die IKT in vielen 
Wirtschaftsbereichen einen erhebli-
chen Beitrag zur Produktivitätssteige-
rung geleistet hat. Auch in der Ener-
giewirtschaft wird sie in Zukunft uner-
lässlich sein, um neben dem Produk-
tivitätsfortschritt die großen Heraus-
forderungen der nächsten Jahre und 
Jahrzehnte zu bewältigen. Hier ste-
hen erhebliche Aufgaben vor der 
Branche, die im Folgenden skizziert 
werden. 

Durch die Liberalisierung und Ent-
flechtung hat die Zahl der Marktakteu-
re deutlich zugenommen. Auch die 
immer größer werdende Zahl an de-
zentralen Erzeugungseinheiten, die 
aufgrund der Förderung und des 
Ausbaus erneuerbarer Energiequel-
len weiter zunehmen wird, hat die 
Systemkomplexität erhöht. Die ge-
stiegene Zahl an Anbietern muss in 
das sensible Energiesystem integriert 
werden, ohne dabei die Stromqualität 
(die stabile Frequenz der Stromnetze) 
und die Versorgungssicherheit zu ge-
fährden. IKT bilden hierbei einerseits 
den Schlüssel zur Wiederherstellung 
und Vereinfachung von Prozessab-
läufen zwischen den Wertschöp-
fungsstufen, die aufgrund des Un-
bundling erschwert wurden. Anderer-
seits kann durch sie die effiziente und 
effektive Einbindung dezentraler E-
nergiequellen umgesetzt werden. Ei-

ne Möglichkeit ist hierbei der Zusam-
menschluss kleinerer Erzeuger und 
Verbraucher zu einem virtuellen 
Kraftwerk, das ITK-gestützt geführt 
wird. 

Gleichzeitig gilt es, auch die in gro-
ßen Erzeugungsanlagen fluktuierend 
erzeugte und eingespeiste Elektrizi-
tät, wie etwa aus den geplanten Off-
shore-Windkraftanlagen, durch intelli-
gentes Lastmanagement optimal zu 
nutzen. Hohe Einspeiseraten bei 
gleichzeitig geringer Nachfrage verur-
sachen erhebliche Probleme im Netz, 
die durch intelligente Steuerung auf-
gefangen werden können. Eine zu-
kunftsträchtige Perspektive bietet hier 
die Entwicklung von Stromspeichern. 
Hier kann nicht nur an klassische 
Speicherung gedacht werden (Pump-
speicher, Druckluft etc.) sondern etwa 
auch an die Nutzung der Speicherfä-
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higkeit von Kühlhäusern und in ab-
sehbarer Zeit auch an Elektromobile. 
Auch hier kann die IKT die Steue-
rungsfunktion übernehmen. 

Ein weiterer wichtiger Baustein des 
Smart-Grid-Gedankens ist die Einfüh-
rung intelligenter Zählertechnologie 
(Smart Meter) in den Haushalten. Sie 
ermöglicht den Haushaltskunden die 
Überwachung ihres Verbrauchs, 
wenn die entsprechenden Daten dem 
Kunden mit Hilfe von IKT sichtbar 
gemacht werden (z.B. auf dem PC). 
Weiterhin besteht die Möglichkeit zur 
Einführung zeitvariabler Tarife, so 
dass die Preise genauer die jeweili-
gen Erzeugungskosten abbilden und 
der Kunde sich in seinem Verhalten 
entsprechend anpassen kann. Die 
Daten können aber auch den Netz-
betreibern zu einer verbesserten 
Netzführung dienen, da durch den 
höheren Informationsgrad die Kennt-
nis über den Netzzustand erheblich 
verbessert wird. Speist der Kunde 
selbst Energie in das Netz ein (z.B. 
durch Photovoltaik oder bei der Ver-
wendung von Elektroautos als Spei-
cherquelle), wird er vom Konsumen-
ten zum sog. Prosumer. Um eine effi-
ziente Allokation der Kleinsterzeu-
gung zu gewährleisten, sollte für E-
nergieangebot und -nachfrage ein 
Marktplatz geschaffen werden, auf 
dem auch Kleinverbraucher bzw. -
produzenten Energie ein- oder ver-
kaufen können. Das Ziel ist dabei, 
diese Prozesse mit Hilfe der IKT so 
zu automatisieren, dass den Akteuren 
möglichst geringe Transaktionskosten 
entstehen. 

E-Energy-Kongress des 
Münchner Kreises 
Die beschriebenen Chancen und Po-
tenziale von Smart Grids wurden 
auch auf dem Kongress „E-Energy – 
Wandel und Chance durch das Inter-
net der Energie“ des Münchner Krei-
ses am 22. und 23. Januar 2009 im 
Ludwig-Erhard-Haus in Berlin disku-
tiert, den das WIK inhaltlich vorberei-
tet und begleitet hat. Nationale und 
internationale Experten aus der Ener-
gie- und IKT-Wirtschaft erläuterten, 
wie diese beiden wichtigen Infrastruk-
turen zusammenwachsen können, 

aber auch welche Hindernisse es in 
naher Zukunft zu überwinden gilt, um 
die Vision eines Smart Grid Wirklich-
keit werden zu lassen. 

Insgesamt war dabei der Tenor, dass 
die Chancen die Risiken überwiegen. 
Große Potenziale sahen die Teilneh-
mer dabei vor allem in neuen Ge-
schäftsmodellen wie z.B. der Elekt-
romobilität, d.h. der Integration von 
Elektrofahrzeugen in das Energiesys-
tem, oder der weiteren Ausdehnung 
im Bereich des intelligenten Wohnens 
(Smart Homes). Betont wurde auch, 
dass darauf geachtet werden müsse, 
den Kunden im Blick zu halten, da 
ohne ihn die angestrebten Umstruktu-
rierungen nicht möglich seien. 

Forschungsprojekt Smart 
Grids 
Auch das WIK leistet einen Beitrag 
zur wissenschaftlichen Diskussion 
und untersucht in seinem For-
schungsprojekt „Smart Grids“ weiter-
hin insbesondere die Fragestellung, 
welche Auswirkungen IKT auf die 
Produktivitätsentwicklung in der E-
nergiewirtschaft hat. Dabei wird empi-
risch analysiert, inwieweit Wertschöp-
fungs- und Produktivitätssteigerungen 
des Energiesektors auf den erhöhten 
Einsatz von IKT zurückzuführen sind.  

Zur eigentlichen Analyse wird die Me-
thodik des „Growth Accounting“ an-
gewendet. Dabei wird untersucht, 
welchen Einfluss die Faktoren Arbeit, 
Kapital und Totale Faktorproduktivität 
(TFP) auf das Wirtschafts- bzw. 
Branchenwachstum haben. Analysiert 
wird weiterhin, worauf eine veränder-
te Arbeitsproduktivität zurückzuführen 
ist.  

IKT kann das Wachstum dabei in ver-
schiedener Weise beeinflussen. Auf 
aggregierter Ebene trägt zunächst die 
Produktion von IKT-Gütern zu einem 
bestimmten Prozentsatz zum Wachs-
tum bei. Dieser Einfluss scheidet für 
die Untersuchung auf Branchenebe-
ne für die Energiewirtschaft allerdings 
naturgemäß aus, da keine entspre-
chende Produktion stattfindet. Ein 
weiterer Aspekt ist die Betrachtung 
von IKT als Kapitalinput. Fallende 
Preise für IKT-Güter führen zur 

schrittweisen Substitution von ande-
ren Inputfaktoren durch IKT und kön-
nen sich entsprechend auf das 
Wachstum auswirken. Schließlich 
können sich durch erhöhten IKT-
Einsatz Veränderungen in der Totalen 
Faktorproduktivität ergeben. Dies 
setzt voraus, dass sich durch IKT-
Einsatz positive Netzwerkeffekte er-
geben, die die TFP beeinflussen. 
Diese sind ähnlich zu betrachten wie 
etwa ein verbesserter Wissensstand 
oder eine bessere Arbeitsorganisati-
on. 

Die Studie gibt zunächst einen kurzen 
Überblick über die Methode des 
„Growth Accounting“. Anschließend 
erfolgt eine Darstellung der Wirkung 
von IKT-Investitionen auf das Wirt-
schaftswachstum verschiedener Län-
der. Dazu werden vorliegende Stu-
dien ausgewertet. Danach erfolgt eine 
empirische Untersuchung der Auswir-
kungen von IKT-Investitionen auf den 
Wachstumsbeitrag und die Produktivi-
tät in der deutschen  Energiewirt-
schaft. Hierzu werden die Daten der 
Energiewirtschaft auch gegen die an-
derer Branchen gespiegelt. Die Stu-
die schließt mit wirtschaftspolitischen 
Handlungsempfehlungen. 

Ausblick 
Das Thema „Smart Grids“ ist bereits 
heute eines der wichtigen Themen 
innerhalb der Energiewirtschaft und 
wird in Zukunft weiter an Bedeutung 
gewinnen. Die beschriebenen Her-
ausforderungen machen diese Ent-
wicklung unausweichlich. Dabei gilt 
es, verschiedenste Hindernisse zu 
überbrücken (z.B. Fragen der Stan-
dardisierung und des Datenschutzes, 
aber auch der Verbraucherakzeptanz) 
und die durch den Einsatz von IKT e-
xistierenden Potenziale bezüglich 
möglicher Produktivitätssteigerungen 
aber auch der Energieeffizienz und 
Versorgungssicherheit optimal zu 
nutzen. Nicht zuletzt geht auch die 
Aufforderung an die Politik, entspre-
chende Maßnahmen und Aktivitäten 
zu unterstützen und somit den not-
wendigen Umbau des Energiesys-
tems voranzutreiben. 

Matthias Wissner 
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Marktanalyse und ex ante Regulierung von 
marktmächtigen Unternehmen:  

Neue Aufträge für die WIK-Consult 
Seit Inkrafttreten des gegenwärtigen 
EU-Rechtsrahmens für elektronische 
Kommunikationsdienste (2002) haben 
nationale Regulierungsbehörden ex 
ante Regulierungsmaßnahmen in ei-
nem marktbezogenen Ansatz regel-
mäßig zu überprüfen. Die meisten 
EU-Länder führen mittlerweile diese 
Überprüfung zum zweiten Mal durch. 
Viele Regulierungsbehörden haben 
einen erheblichen Beratungsbedarf 
bezüglich der komplexen ökonomi-
schen, rechtlichen und organisatori-
schen Fragen, die eine umfassende 
Würdigung der ex ante Regulie-
rungsmaßnahmen eines Landes auf-
wirft. Die WIK-Consult hat sich in die-
sem Beratungsmarkt eine führende 
Rolle gesichert und ist in vielen Län-
dern der führende Consultant in die-
sem Bereich. 

Auslandsaktivitäten der 
WIK-Consult 
Nachdem die WIK-Consult die grie-
chische Regulierungsbehörde EETT 
bereits in der ersten Runde der 
Marktanalysen unterstützt hat, ist sie 
in diesem Jahr auch für die zweite 
Runde beauftragt worden. Darüber 
hinaus berät die WIK-Consult seit An-
fang 2009 die jordanische Regulie-
rungsbehörde TRC in einer marktbe-
zogenen Überprüfung der gesamten 
ex ante Regulierung. Am Beispiel 
Jordaniens zeigt sich, dass der in der 
EU praktizierte Regulierungsansatz 
auch in anderen Ländern seine Att-
raktivität entfaltet. Die Aufträge aus 
Griechenland und Jordanien folgen 
früheren, teilweise mehrjährigen Auf-
trägen aus Portugal, Irland, Griechen-
land und Rumänien. Darüber hinaus 
hat die WIK-Consult auch Mobilfunk-
unternehmen im  Rahmen von Kon-
sultationsverfahren nationaler Regu-
lierungsbehörden beraten (Abb. 1). 

Die WIK-Consult war darüber hinaus 
an der Konzeption von wesentlichen 
Grundlagen der Marktanalyse nach 
dem EU-Rechtsrahmen beteiligt. So 
hat Ulrich Stumpf die EU-Kommission 
bei der Festlegung der relevanten 
Märkte, die für ex ante Regulierung in 
Betracht kommen, beraten. Dies gilt 
sowohl für die erste Kommissions-
empfehlung aus dem Jahr 20031 als 
auch für die revidierte Empfehlung 
von Ende 2007.2 Die Kommissions-
empfehlung ist von besonderer Be-
deutung, da die nationalen Regulie-

rungsbehörden ihr weitestgehend 
Rechnung tragen müssen und einer 
besonderen Beweispflicht unterlie-
gen, wenn sie von ihr abweichen. 
Auch Regulierungsbehörden außer-
halb der EU orientieren sich zuneh-

mend an der Kommissionsempfeh-
lung in dem Bemühen, internationa-
len Best-Practice-Maßstäben zu fol-
gen. 

 

Abbildung 1: Auslandsaktivitäten der WIK-Consult in der Marktanalyse

Auftraggeber Gegenstand Zeitraum 

EETT II (griechische Re-
gulierungsbehörde),  
Athen 

Komplett-Unterstützung der 2. Marktanalyse-
Runde unter dem EU-Regulierungsrahmen 2009 

TRC (jordanische Regu-
lierungsbehörde), Amman 

Komplett-Unterstützung der 1. Marktanalyse-
Runde in Anlehnung an den EU-
Regulierungsrahmen 

2009 

ANC (rumänische Regu-
lierungsbehörde),  
Bukarest 

Komplett-Unterstützung der 1. Marktanalyse-
Runde unter dem EU-Regulierungsrahmen 2007-09 

Mobilfunkbetreiber eines 
Nicht-EU-Landes 

Unterstützung in der  Marktanalyse in An-
lehnung an den EU-Regulierungsrahmen 2008 

EETT I (griechische Re-
gulierungsbehörde),  
Athen 

Komplett-Unterstützung der 1. Marktanalyse-
Runde unter dem EU-Regulierungsrahmen 
sowie Implementierungsmaßnahmen 

2004-09 

Mobilfunkbetreiber eines 
EU-Landes 

Unterstützung in der 1. Marktanalyse-Runde 
unter dem EU-Regulierungsrahmen 2004 

Comreg (irische Regulie-
rungsbehörde), Dublin 

Komplett-Unterstützung der 1. Marktanalyse-
Runde unter dem EU-Regulierungsrahmen 2003-04 

ANACOM (portugiesische 
Regulierungsbehörde), 
Lissabon 

Methodische Beratung der 1. Marktanalyse-
Runde nach dem EU-Regulierungsrahmen 2003 
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Analysierte Märkte 
Die von der WIK-Consult analysierten 
Märkte umfassen in der Regel die ge-
samte Breite elektronischer Kommu-
nikationsdienstleistungen wie in Ab-
bildung 2 veranschaulicht (hinzu kön-
nen auch die Märkte für die Übertra-
gung von Rundfunksignalen kom-
men). Dabei werden Endkunden- als 
auch die zugehörigen Vorleistungs-
märkte analysiert. Nach der überar-
beiteten Kommissionsempfehlung 
kommen zwar inzwischen nur noch 7 
Märkte für ex ante Regulierung in Be-
tracht: Telefonanschluss, Zuführung 
von Gesprächen im Festnetz, Termi-
nierung von Gesprächen auf indivi-
duellen Festnetzen, Zugang zu physi-
scher Netzinfrastruktur (einschl. Zu-
gang zur Teilnehmeranschlusslei-
tung), Bitstromzugang, Abschlussseg-
mente von Vorleistungsmietleitungen 
und Terminierung von Gesprächen 
auf individuellen Mobilfunknetzen (ge-
färbte Märkte in Abbildung 2). Um die 
ex ante Regulierung von Märkten 
aufzuheben, die nicht mehr in der 
Kommissionsliste enthalten sind, ist 
aber der Nachweis erforderlich, dass 
in dem betreffenden Land der sog. 3-
Kriterientest nicht mehr erfüllt ist3 
bzw. keine SMP mehr vorliegt, so 
dass in einer Vielzahl von Fällen noch 
Marktanalysen erforderlich sind. Es 
ist darüber hinaus sinnvoll, alle End-
kunden- und Vorleistungsmärkte ei-
ner Wertschöpfungskette im Zusam-
menhang zu analysieren. Z.B. sollte 
eine Analyse im Breitbandbereich mit 
einer Abgrenzung des Endkunden-
marktes für den breitbandigen Inter-
netzugang beginnen (der Markt ist 
nicht für ex ante Regulierung empfoh-

len), gefolgt von der Analyse des Vor-
leistungsmarktes für Zugang zu phy-
sischer Netzinfrastruktur und ab-
schließend einer Analyse des Vorleis-
tungsmarkts für Bitstromzugang (bei-
de von der EU-Kommission für ex an-
te Regulierung empfohlen). 

Methodische Stufen 
Die WIK-Consult unterstützt nationale 
Regulierungsbehörden im Rahmen 
des gesamten (in Abbildung 3 veran-
schaulichten) Analyseprozesses. Am 
Anfang steht die Identifikation der 
Märkte, die für ex ante Regulierung in 
Frage kommen. Dabei geht es zu-
nehmend darum, nationalen Beson-

derheiten Rechnung zu tragen, die 
Abweichungen von der Relevante-
Märkte-Empfehlung der Kommission 
erforderlich machen. Zur Anwendung 
kommt dabei der von der Kommission 
vorgegebene 3-Kriterientest. Dane-
ben sind auf der ersten Stufe auch 
die sachlichen und räumlich relevan-
ten Märkte zu definieren. Während 
früher in der Regel die Märkte natio-
nal abzugrenzen waren, wird neuer-
dings regelmäßig die Frage aufge-
worfen, ob die zunehmende Wettbe-
werbsintensivierung in städtischen 
Regionen nicht die Abgrenzung sub-
nationaler Märkte erfordert. Dies gilt 
im Vorleistungsbereich insbesondere 
für den Markt für Bitstromzugang so-
wie im Endkundenbereich für die 
Märkte für den Telefonanschluss (in 
der Regel noch reguliert) bzw. den 
breitbandigen Internetzugang (nicht 
reguliert, aber vor der Analyse der 
Breitbandvorleistungsmärkte abzu-
grenzen). 

Auf der zweiten Stufe erfolgt die Be-
stimmung der Betreiber mit Beträcht-
licher Marktmacht (SMP). Beim Nach-
weis der Einzelmarktbeherrschung 
liegt das Schwergewicht auf struktu-
rellen Faktoren, d.h. insbesondere auf 
der Analyse der Marktanteile, den 
Marktzugangsschranken und der Ge-
genmacht auf der Nachfrageseite. Bei 
seltener vorkommender gemeinsamer 
Marktbeherrschung können neben 
der Analyse struktureller Faktoren 
auch komplexere Untersuchungen 
über kollusives Verhaltens in der 
Preisbildung der Vergangenheit er-
forderlich werden. 

Auf der dritten Stufe wird die Auswahl 
der Regulierungsinstrumente vorge-

Abbildung 3: Methodische Stufen des Marktanalyseprozesses 
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Abbildung 2: Im Rahmen der Marktanalyse betrachtete Märkte 
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nommen, die bei Vorleistungsmärkten 
Zugang, Transparenz (Standardan-
gebot), Nicht-Diskriminierung, ge-
trennte Rechnungslegung sowie 
Preiskontrolle und ein nach regulato-
rischen Maßstäben geführtes Kosten-
rechnungssystem umfassen können. 
Die Regulierungsmaßnahmen sind 
mit Blick auf die festgestellten Wett-
bewerbsprobleme festzulegen, wobei 
Regulierungsbehörden einen breite-
ren Ermessensspielraum haben. 

Ablaufphasen 
Die WIK-Consult beherrscht die 
Komplexität des gesamten in Abbil-
dung 4 veranschaulichten Regulie-
rungsprozesses und steht dabei den 
Regulierungsbehörden für alle Märkte 
in allen Phasen zur Seite. Am Anfang 
steht die Erhebung der Daten, der die 
Marktanalyse im weiteren Sinne folgt 
(d.h. die zuvor beschriebene Abgren-
zung der relevanten Märkte, die Fest-
stellung von SMP und die Wahl der 
Regulierungsinstrumente). Die Ergeb-
nisse werden in einem Konsultations-
dokument (einschl. Entwurf der Regu-
lierungsmaßnahmen) niedergelegt, zu 
dessen Kommentierung aufgerufen 
wird. Die Analyse und der Entwurf der 
Regulierungsmaßnahmen wird im 
Lichte der Stellungnahmen überprüft; 
Auswertung und Ergebnisse werden 
in einem Dokument veröffentlicht. An-
schließend wird der Maßnahmenent-
wurf bei der EU-Kommission notifi-
ziert, wo er eine Prüfphase durchläuft, 
die einen Monat und bei ernsthaften 
Zweifeln der Kommission weitere 
zwei Monate beträgt. Im Falle von 
Nicht-EU-Staaten erlassen nationale 
Regulierungsbehörden direkt im An-
schluss an die nationale Konsultation, 
ggf. in überarbeiteter Form, die Regu-
lierungsmaßnahmen. 

„Alles aus einer Hand“ 
Die WIK-Consult verfolgt den Ansatz, 
Regulierungsbehörden alle erforderli-
chen Beratungsleistungen „aus einer 
Hand“ zu bieten. Sie stellt dafür eine 
Vielzahl von ökonomisch-analytisch-
en, statistischen, rechtlichen und or-
ganisatorischen Kompetenzen bereit 
und übernimmt auch bei Bedarf das 
gesamte Projektmanagement. Um die 
spezifisch rechtlichen Fragestellun-
gen abzudecken, arbeitet die WIK-
Consult seit vielen Jahren mit Rechts-
anwälten des Brüsseler Büros von 
Gibson, Dunn & Crutcher LLP zu-
sammen, was auch eine effektive Be-
gleitung des EU-Konsultationsverfah-
rens ermöglicht. 

 

 

„Capacity Building“ 
Eine wesentliche Aufgabe hat die 
WIK-Consult beim Aufbau von Kapa-
zitäten in den nationalen Regulie-
rungsbehörden sowie der Qualifizie-
rung des Personals. Die WIK-Consult 
führt dazu ein umfangreiches Pro-
gramm an Workshops durch, um 
neue Behördenmitarbeiter mit Analy-
setechniken, Methoden, Rechts-
grundlagen und dem Projektmana-
gement vertraut zu machen. Das 
wichtigste Element der Qualifizierung 
ist zweifellos die mehrmonatige und 
teilweise langjährige Zusammenarbeit 
vor Ort von Mitarbeitern der Regulie-
rungsbehörde mit Beratern von WIK-
Consult. 

Herausforderungen für die 
Zukunft 
Regulierungsbehörden sehen sich 
auch in Zukunft bei der ex ante Regu-
lierung marktmächtiger Anbieter einer 
Fülle von Herausforderungen gegen-
über, zu deren Bewältigung die WIK-
Consult ihre Unterstützung anbietet. 
Diese unterscheiden sich naturgemäß 
nach dem Entwicklungsstand der 
Märkte, insbesondere den vorhande-
nen Infrastrukturen und der Kaufkraft 
der Konsumenten. Dabei ist zuneh-
mend eine Individualisierung der Ent-
wicklung zu beobachten, so dass 
standardisierten Lösungen skeptisch 
zu begegnen ist.  

Zu den Herausforderungen zählen 
die Förderung des Ausbaus und 
Wettbewerbs der Breitbandnetze, 
wobei der Glasfaser eine zunehmen-
de Bedeutung zukommt. Die Frage-
stellungen betreffen sowohl die Märk-
te für den Zugang zu physischer 
Netzinfrastruktur und den Markt für 
Vorleistungsbreitbandzugang. Dabei 
geht es vor allem um die Entbünde-
lung von FTTH/B-Netzen, den Zu-
gang zu Leerrohren und anderer pas-

siver physischer Infrastrukturelemen-
te sowie den Bitstromzugang zu 
FTTH/B- als auch FTTC-Anschlüs-
sen. Die Entbündelung von FTTH/B-
Netzen wird gleichwohl in vielen Län-
dern, in denen die WIK-Consult tätig 
ist, erst mittelfristig zu einer relevan-
ten Frage. In einigen Ländern (z.B. in 
Jordanien) steht dagegen noch immer 
die Entbündelung der Kupferdopperl-
ader auf der Tagesordnung. 

Darüber hinaus werden in jenen Län-
dern mit entwickelten wettbewerbli-
chen Strukturen differenziertere nati-
onale Ansätze erforderlich. Dazu 
zählt die Abgrenzung von subnationa-
len Märkten (z.B. für Breitbandvorleis-
tungszugang, wenn bedeutsame al-
ternative Infrastrukturen von Kabel-
netzbetreibern und Entbündlern vor-
handen sind). Es kann auch sinnvoll 
sein, neue methodische Ansätze zu 
entwickeln, um Vorleistungsmärkte zu 
(de-)regulieren. Länderspezifische 
Ansätze werden darüber hinaus da-
durch erforderlich, dass die Substitu-
tion von festen durch mobile Dienste 
sowohl im schmalbandigen als auch 
im breitbandigen Bereich nicht in glei-
cher Weise voranschreitet und 3-
Play/4-Play-Dienstebündelungen sich 
in unterschiedlichem Umfang durch-
setzen.  

Angesichts dieser und weiterer Her-
ausforderungen ist auch in Zukunft 
mit einer stetigen Nachfrage nach Be-
ratungsleistungen zu rechnen und, 
wie anfangs angesprochen: viele 
Nicht-EU-Länder orientieren sich in-
zwischen an dem EU-Regulierungs-
rahmen. 

Ulrich Stumpf 

                                                           
1  Commission Recommendation of 11/02/ 

2003 on Relevant Product and Service Mar-
kets within the electronic communications 
sector susceptible to ex ante regulation in 
accordance with Directive 2002/21/EC of 
the European Parliament and of the Council 
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on a common regulatory framework for elec-
tronic communication networks and ser-
vices, Brussels, 11/02/2003, C(2003)497. 
Siehe dazu auch Squire Sanders/WIK-
Consult/M. Cave, Market Definitions for 
Regulatory Obligations in Communications 
Markets, Study for European Commission, 
Brussels July 2002. 

2  Commission Recommendation on relevant 
product and service markets within the elec-
tronic communications sector susceptible to 

 
ex ante regulation in accordance with Direc-
tive 2002/21/EC of the European Parliament 
and of the Council on a common regulatory 
framework for electronic communication 
networks and services, Brussels, 
11/02/2003, C(2007)5406. Siehe dazu 
Cave, M., Stumpf, U. and Valletti, T., A Re-
view of certain markets included in the 
Commission's Recommendation on Rele-
vant Markets subject to ex ante Regulation, 

 
An Independent Report, 2006 (“Economic 
Experts Report” for the EU Commission). 

3  Nach dem 3-Kriterientest, kommt ein Markt 
nur dann für ex ante Regulierung in Be-
tracht, wenn (1) dauerhaft hohe Marktzu-
trittschranken vorliegen, (2) keine Tendenz 
zu effektivem Wettbewerb besteht und (3) 
die Mittel des Wettbewerbsrechts alleine 
nicht ausreichend sind, um den Wettbe-
werbsproblemen Rechnung zu tragen. 

Konferenzen 

Conference report 
“Challenges for FTTB/H in Europe” 

Berlin, March 23/24, 2009 
Inspiring presentations and lively discussions 

On March 23/24 WIK’s international 
conference on challenges for fibre in 
Europe took place in the heart of the 
German capital city. The event was 
truly international with delegates from 
27 countries and about a third of the 
170 participants coming from Ger-
many. 

Keynote FTTH Council 
Europe 
In her keynote speech Galit Wellner 
(Board member of the FTTH Council 
Europe) emphasized the positive im-
pact of FTTB/H on Society and Qual-
ity of Life, Economy and the Environ-
ment. The following lively discussion 
focused on the need for attractive 
services and concrete demand in or-
der to overcome economic challenges 
of FTTB/H deployment and to gener-
ate the desired positive impacts. 

Technology 
The technology session, moderated 
by Ken Carter (Senior Consult, WIK) 
hosted a very transparent comparison 
of pros and cons of different FTTB/H 
architectures by proponents of GPON 
(Alf Henryk Wulf, Chairman of the 
Board Alcatel Lucent) and Point-To-
Point (Wolfgang Fischer, Sr. Mgr. 
Business Development Cisco). While 
both speakers described video-
related applications and symmetry as 
key drivers for bandwidth demand 
there was significant disagreement on 
the interpretation of the characteris-
tics of the preferable architecture.  

Mr. Wulf highlighted the combined 
benefits of passive GPON architec-
ture citing Passive Outside Plant, 
Cental Office scalability & Consolida-
tion over 20+ km and Fiber Cost & 
Management as key strengths. Con-
trary to this Mr. Fischer emphasized 
that choice of fiber topology and ar-
chitecture has a long-term impact on 
the capabilities (i.e. achievable bi-
trates, upgrading individual ports) and 

the competition scenarios (e.g. re-
quirement for physical fiber unbun-
dling) enabled; he deemed Point-To-
Point deemed superior to PON con-
sidering these aspects. Both speak-
ers agreed that Point-To-Point de-
ployment is more expensive than 
PON. However, Mr. Fischer argued 
that the difference is relatively small 
unless space in existing ducts is just 
large enough to permit PON deploy-
ment. 

Case Studies 
The case study session highlighted 
lessons learned from international 
experience with commercial provi-
sioning of services on FTTB/H by 
three leading European carriers. 

Jos Huigen (Director European Public 
Affairs, KPN) characterised FTTH as 
real option for KPN whose commer-
cial success however, still needs to 
be proven. KPN is therefore going 
forward very cautiously, e.g. by roll-
ing-out FTTH only selectedly together 
with its partner Reggefiber.  

Vianney Hennes (Senior VP Euro-
pean and International Regulation, 
France Telecom) elaborated on the 
strategy of France Telecom and ex-
plained that the debate in France is 
focused on “mono-fibre” vs “multi-
fiber” and the location of the mutuali-
sation point for third party access to 
the fibre network. He stressed the 
need to revise the conditions of net-
work access potentially shifting away 
from a “per-access” charge and deriv-
ing new sets of fixed/variables ele-
ments. 

Enrico Pietralunga (Manager of Ser-
vices and Design, Fastweb), Italy de-
monstrated the experience of Fast-
web in deploying FTTH and high-
lighted critical operational issues en-
countered. Even though Fastweb 
used a Metro Ethernet approach he 
emphasized that Metro Ethernet and 
GPON are closed solutions and do 
not (easily) allow unbundling. In a 
forward-looking perspective with re-
gard to a broader coverage with 
FTTH, Point-To-Point should rather 
be considered because it is open and 
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allows unbundling, Pietralunga ar-
gued. 

Regulation 
This session, moderated by Vianney 
Hennes (Senior VP European and In-
ternational Regulation, France Tele-
com) gave insights on the current 
status quo of formulating a new scope 
of regulation and adaption of regula-
tory principles. 

Remko Bos (Director of the Depart-
ment Markets / Member of the Board, 
OPTA) presented OPTA’s approach 
to regulating FTTx networks and 
made clear that wherever possible in-
frastructure-based competition should 
be promoted and wholesale broad-
band access regulation should be 
minimized (e.g. no bitstream for 
FTTH). According to him long-term 
regulatory certainty in pricing princi-
ples and actual prices for FTTH ac-
cess are essential for both investors 
as well as access seekers. OPTA has 
generated a specific price control 
mechanism which properly balances 
the different requirements. 

Roland Honekamp (DG Information 
Society, European Commission) in-
formed how regulatory approaches to 
NGAs were currently being developed 
in three areas: 1) co-operation be-
tween national regulatory authorities 
and Commission in Art. 7 procedure– 
case law, 2) Planned Commission 
Recommendation on regulated ac-
cess to NGAs and 3)Reform of the 
regulatory framework. 

Kioyshi Mori (President, Japan Data 
Communications Association) pro-
vided an overview on Japan’s Broad-
band policy and explained the rea-
sons why FTTH gained its current im-
portance. He elaborated on the ICT 
and NGN strategy and competition 
policy of Japan, highlighting the new 
competition program 2010 and its 
main policies (including e.g. promo-
tion of facility-based competition). 

Keynote Speech Deutsche 
Telekom 
Timotheus Höttges (Board Member 
for Finance, Deutsche Telekom AG) 
stated that the current regulatory en-
vironment will only allow limited fiber 
rollout in Germany and distinguished 
three different geographic areas (in-
frastructure competition, economic vi-
ability for only one network, no fibre 
rollout without public support). He 
elaborated that new pricing models 
for VDSL are necessary to increase 
coverage of FTTC citing unit prices 
adjusted for utilisation, quantity com-
mitments, longer contract duration or 

upfront payments as elements of 
such a pricing model. In addition 
Telekom is endorsing cooperation 
models with reciprocal access to 
FTTC or access to ducts. 

Investment and financing 
This session, moderated by Dieter 
Elixmann (Head of Department Mar-
ket Structure and Business Strate-
gies, WIK), combined three perspec-
tives towards financing and invest-
ment and showed what requirements 
the capital market expects from op-
erators. 

 

Olivier Duroyon (Caisse des Dépôts 
et Consignations) described the char-
acteristics of French public broad-
band infrastructure projects and ex-
plained the role of the Caisse des 
Depots in such undertakings (e.g. fi-
nancing up to 30% of project volume). 
In his presentation he also gave ex-
amples of the implementation meth-
odology for local authorities. 

Stefan Doeblin (Chairman, Network 
Economy) elaborated on his expe-
rience with infrastructure deployment 
and the advantage of local public pri-
vate partnerships. He also detailed 
the structure of deals negotiated with 
municipalities. 

 
(f.l.t.r.: Timotheus Höttges (DTAG), Dieter Elixmann (WIK)) 

 
The event was truly international with delegates from 27 countries and about a third of the 170 partici-
pants coming from Germany 
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Hannes Wittig (Head of Telecom Ser-
vices, JP Morgan) explained the per-
spective of the capital market and 
made clear that consolidation in what 
he called overcompetitive markets 
like Germany would be viewed upon 
beneficial by the stock market and 
that fibre investment has sometimes 
been seen as a signal for such con-
solidation process. Financial markets 
would expect incumbents as the pri-
mary driver for FTTH deployment but 
still look favourably upon Joint Ven-
tures.   

National Fibre Plans 
This session, moderated by Jörg 
Eberspächer (Technical University 
Munich), combined three perspec-
tives towards financing and invest-
ment and showed what requirements 
the capital market expects from op-
erators, how local and regional play-
ers can be supported by public banks 
and how municipalities may partner 
with turn-key provider/investors. 

Henry Ergas (Chairman, Concept 
Economics) presented the process, 
current situation and outlook of the 
Australian governmental funded 
“NBN”-project. The government has 
issued a request for proposals to de-
ploy the Next Generation Broadband 
Network with some specifics on net-
work parameters (architecture: FTTN 
or FTTH, speed: at least 12 Mbps 
downstream, Coverage: 98% of popu-
lation) with up to A$4.7 billion of pub-
lic funds committed to the rollout. Er-
gas questioned whether the benefits 
of the government plan exceed the 
costs considering the risks associated 
to this project and unsolved open is-
sues, especially now that the incum-
bent’s bid has been rejected in recent 
tender evaluation. 

Juha Parantainen (Vice Chair of the 
National Broadband Advisory Commi-
ttee) described the ministry’s goals 
and strategy for broadband deploy-
ment and also stated reasons for the 
change in policy. Parantainen ex-
plained that government funding can 
be used to reach the “last 5%” of the 
population by extending fibre from 
built-up to rural areas. 

Kip Meek (Chairman, Broadband 
Stakeholder Group) highlighted the 
critical issues in developing the British 
broadband market especially calling 

for an alignment of risk and reward in 
the value chain. In the following dis-
cussion round opinion was voiced 
that the issue of national fibre plans 
really comes down to what decision 
makers believe that people in highly 
remote areas are entitled to. 

Business Cases and Viabil-
ity of NGA Deployments 
The two leading consultancy groups 
presented their views on critical im-
pact factors on the business case and 
the viability of NGA deployments in 
this session moderated by Roland 
Montagne ((Head of Broadband Prac-
tice, idate), James Allen (Head of 
Regulation, Analysys Mason Consult-
ing) once more underlined the irregu-
larity of DSL-provisioned bandwidth 
and that FTTB/H is required for future 
service portfolios. He made clear that 
public sector intervention should 
probably be focused on rural areas 
and should not neglect demand-side 
stimulation. 

Thomas Plückebaum (Head of Cost 
Modelling, WIK-Consult) showed that 
the profitable deployment of FTTB/H 
is very limited in Europe citing e.g. 
25% of homes for deployment of the 
German incumbent in a PON FTTH 
architecture compared to 70% of 
homes in a VDSL architecture. Ac-
cording to WIK the most future-proof 
access technology (FTTH P2P) is 
only 10% more expensive then PON 
and is best suited for all wholesale 
approaches. 

Final panel discussion 
In her opening statement Gabrielle 
Gauthey (Senior Vice President, Pub-
lic Affairs, Alcatel-Lucent) called for a 
common view on goals, first rules & 
recommendations, guidelines for pub-
lic intervention & financing saying that 
widespread adoption of FTTB/H re-
quires national strategies and coop-
eration of all stakeholders especially 
of local authorities. Similarly Iris 
Henseler-Unger (Vice President, 
Bundesnetzagentur) suggested to 
come up with a European plan to ad-
dress key regulatory issues of 
FTTB/H deployment. Jan van Rooijen 
(Financial Director, Reggefiber) 
stated that key drivers for success in 
FTTB/H are not financing or regula-
tion but rather having an open net-
work model, using Point-To-Point ar-
chitecture and positioning FTTB/H as 
a utility rather than a telecom service. 
Ilsa Godlovitch (Director Regulatory 
Affairs, ECTA) said that regulators 
must act early in order to make sure 
that architectures remain open while 
not necessarily having to rewrite all 
rules for FTTB/H but considering new 
options such as functional separation.  

Panellists agreed on the need to bal-
ance long term rules and flexibility 
since competitive requirements of 
NGA cannot all be anticipated. In ad-
dition they emphasized the need to 
agree on principle guidelines and law 
early on and implement them. In addi-
tion the role of local authorities was 
regarded particularly important for the 
development of FTTB/H in Europe. 

Stephan Jay 

 
(f.l.t.r.: Dr. Iris Henseler-Unger (Bundesnetzagentur), Gabrielle Gauthey (Alcatel-Lucent, France), 
Dr. Karl-Heinz Neumann (WIK), Dr. Jan van Rooijen (Reggefiber, Netherlands), Ilsa Godlovitch (ECTA, 
Belgium)) 
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BREKO/WIK-Consult Workshop Berlin, 24. März 2009 
FTTB/H Ausbau in Deutschland:  

Wo stehen wir und was ist zu tun? 
Die Verlegung einer Glasfaser basier-
ten Breitband-Infrastruktur bis hin 
zum Endkunden ist in vielen Ländern 
der Welt bereits ganz oben auf der 
Agenda. Dies gilt sowohl für die politi-
sche Diskussion als auch für die stra-
tegischen Entscheidungen von Markt-
akteuren. Um aus deutscher Perspek-
tive zum Kern der relevanten und 
zentralen Dimensionen des Themen-
feldes zu kommen, veranstalteten der 
BREKO und das WIK im März 2009 
in Berlin einen gemeinsamen Work-
shop zum Thema „FTTB/H-Ausbau in 
Deutschland“. Rund 50 Vertreter von 
City/Regiocarriern, Stadtwerken, 
Sparkassen und Politik diskutierten 
am 24. März in der Bundeshauptstadt 
u.a. Aspekte des Business Case, der 
Verlegetechnik, der Finanzierung und 
der Förderung durch die Politik. 

Im ersten Vortrag führte Thomas Plü-
ckebaum (Abtl. Kostemodellierung & 
Internetökonomie WIK-Consult) aus, 
welche Faktoren für den Business 
Case entscheidend sind. Er themati-
sierte dabei vor allem Bevölkerungs-
dichte, Umsatz pro Kunde, Kommuni-
kationsarchitektur, Trassenbau, Who-
lesalegeschäft und Wachstumspfade 
als wesentliche Determinanten eines 
erfolgreichen Geschäftsplanes. 

In den folgenden Vorträgen berichte-
ten vier Unternehmen von ihren Er-
fahrungen mit dem Aufbau und der 
Vermarktung von Glasfaser bis zum 
Endkunden. Jan van Rooijen (Finanz-
direktor Reggefiber) stellte Geschäfts-
modell und Ausbaustand seiner Firma 
Reggefiber vor. Die Schlüsselfaktoren 
zum Erfolg für Reggefiber seien aus 
seiner Perspektive vor allem ein  
Open Access Modell, lokales Marke-
ting, Zugang zu Finanzierung sowie 
Innovationen im Bereich der Netzpla-
nung.  

Theo Weirich (Geschäftsführer Wil-
helm Tel) wies in seinem Vortrag e-
benfalls auf Erfolgsfaktoren für die 
Vermarktung von FTTH hin. Dazu 
zählen laut Wilhelm Tel u.a. ein ho-
mogenes Netz und die Verfügbarkeit 
aller gängigen Produkte und Dienste 
zu marktfähigen Preisen. In der Zu-
kunft wird auch die freie Wahl des 
Dienstleister auf der Glasfaserarchi-
tektur für Wilhelm Tel unabdingbar 
sein.  

Hans-Joachim Iken (Geschäftsführer 
EWE Tel) zeigt in seinem Vortrag die 
Kostenunterschiede zwischen der 

Verlegung in Stadt und Land machte 
deutlich, dass zur schnellen Errei-
chung kritischer Marktanteile auch 
Wholesalegeschäft berücksichtigt 
werden muss. Iken erläuterte weiter-
hin die technische Realisierung und 
die Erfahrungen der EWE Tel bei der 
Verlegung und Vermarktung.  

Herbert Ungerer (stv. Generaldirektor 
für staatliche Beihilfen EU Kommissi-
on) stellte klar, dass der wesentliche 
Teil der Investitionen in FTTB/H aus 
der Privatwirtschaft kommen muss 
und dass öffentliche Investitionen nur 
komplementär, aber notwendig für ei-
ne ausgewogene Abdeckung sind. 
Next Generation Access stellt für die 
EU eine neue Beihilfeproblematik dar 
und wirft unterschiedliche Fragen auf, 
z.B. die Relevanz der Unterscheidung 
von schwarzen und weißen Zonen 
oder des Zeitrahmens der Fallanaly-
se. Das Problem der Kommission bei 
der Genehmigung ist laut Ungerer, 
dass es keine trennscharf abgrenzba-
ren neuen Dienste gibt, an denen 
NGA von herkömmlichem Breitband 
unterscheidbar wäre. Eine Mitteilung 
der Kommission zum Beihilferahmen 
für künftige Breitbandnetze wird in 
den kommenden Monaten erwartet. 
Alle Maßnahmen, die Teil der Breit-
bandstrategie der Bundesregierung 
sind, wurden bereits von der EU bei-

hilferechtlich genehmigt (betrifft be-
sonders GAK, GAW). 

In der Abschlussdiskussion, an der 
auf dem Podium Andreas Schuseil 
(Abteilungsleiter Bundeswirtschafts-
ministerium), Staatssekretär Jost de 
Jager (Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr Schleswig-
Holstein), Franz-Reinhard Habbel 
(Deutscher Städte- und Gemeinde-
bund) und Erna-Maria Trixl (Präsiden-
tin BREKO-Verband) teilnahmen, 
wurde betont, dass besonders die 
Zusammenfassung von Initiativen Er-
folge ermöglichen wird. Angespro-
chen wurde auch die Problematik der 
Standardisierung von Netzplanungs-
vorgaben, um keine Ineffizienzen bei 
der Verlegung zu generieren. 
Schließlich seien die Ansprüche an 
den Leerrohrtyp abhängig von der Ar-
chitektur und Strategie des verlegen-
den Unternehmens und ohne dessen 
Einbezug nur schwer im Vorfeld plan-
bar. 

Frau Trixl und Herr Neumann stellten 
abschließend fest, dass durchaus der 
Eindruck einer Aufbruchsstimmung 
hinsichtlich FTTB/H besteht und die 
Hoffnung besteht, dass in einem Jahr 
bereits eine größere Zahl der deut-
schen Haushalte kommerziell FTTB/H 
nutzen werden. 

Stephan Jay 

 
(v.l.n.r.: Erna-Maria Trixl (BREKO-Verband), Dr. Karl-Heinz Neumann (WIK), Franz-Reinhard Habbel 
(Deutscher Städte- und Gemeindebund), Dr. Andreas Schuseil (BMWi), Rainer Helle (Ministerium für 
Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein)) 
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SimoBIT-Kongress 2008: 
Mobiles Internet ändert die Arbeitswelt nachhaltig 

Am 10. und 11. Dezember 2008 fand 
der erste SimoBIT Jahreskongress in 
Berlin statt. Unter dem Motto "Mobiles 
Internet - Wie sich die Arbeitswelt än-
dert" erörterten mehr als 150 Ver-
treter von Telekommunikations- und 
Dienstleistungsunternehmen, IKT-An-
bietern und -Anwendern, öffentlichen 
Einrichtungen und Verbänden zwei 
Tage lang intensiv die Zukunftschan-
cen mobiler Internetanwendungen in 
Unternehmen und öffentlichen Ver-
waltungen. Sichere und mobile IKT-
Lösungen zu entwickeln, die bisher 
nicht in dieser Form auf dem Markt 
angeboten und nachgefragt werden, 
ist Ziel der Fördermaßnahme Simo-
BIT des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie (BMWi). Si-
moBIT steht für „Sichere Anwendung 
der mobilen Informationstechnik (IT) 
zur Wertschöpfungssteigerung in 
Wirtschaft und Verwaltung. Die För-
dermaßnahme ist Teil der High-Tech-
Strategie der Bundesregierung und 
des Regierungsprogramms „Informa-
tionsgesellschaft Deutschland 2010“ 
(iD2010). Mit der SimoBIT-Initiative 
werden vom BMWi insgesamt zwölf 
Innovationsvorhaben gefördert. Die 
Leitprojekte sollen insbesondere klei-
nen und mittelständischen Unterneh-
men Impulse und Orientierung für ei-
ne beschleunigte Entwicklung und 
breitenwirksame Anwendung von leis-
tungsfähigen, mobilen und sicheren 
IKT-Lösungen geben. Erste Ergeb-
nisse der geförderten Projektverbün-
de konnten bereits in den parallel 
zum Kongress stattfindenden Poster-
sessions sichtbar gemacht werden. 
Die Fördermaßnahme wird durch 
WIK-Consult wissenschaftlich beglei-
tet. 
Bereits am Vorabend des ersten Si-
moBIT-Kongresses fand sich das 
Gros der Kongressgäste zum Abend-
empfang in das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung ein. Dort berichtete Dr. Sigmund 
Jähn (der erste Deutsche im All) zur 
Einstimmung in das Kongresspro-
gramm über mobile Arbeitswelten im 
Kosmos. Die Gewinner des Detecon 
Mobile Awards 2008 legten die Vor-
stellungen der Jugend zur neuen mo-
bilen Arbeitswelt dar. Im Anschluss 
tauschten sich – unter der Moderation 
von Patrick Eberwein, Detecon Inter-
national GmbH – die Nachwuchsta-
lente mit dem „ersten Deutschen im 
All“ über ihre Visionen zur Zukunft der 
mobilen Arbeitswelt auf der Bühne 
aus. Ihre Thesen zu grundlegenden 
Kursänderungen hinsichtlich des IT-

Einsatzes in Mittelstand und öffentli-
cher Verwaltung bildeten das Ende 
der offiziellen Programmpunkte und 
die Überleitung zu Networking und 
Fingerfood, mit denen der erste Kon-
gresstag ausklang. 
Am Kongresstag selbst wurde das 
umfangreiche Programm im Kon-
gresszentrum des Ministeriums für 
Wirtschaft und Technologie von Jo-
chen Homann, Staatssekretär des 
Wirtschaftsministeriums eröffnet. 
Homann zeigte in seiner Eröffnungs-
rede zunächst diverse Facetten mobi-
ler Arbeitswelten in der vernetzten 
Welt des 21. Jahrhunderts auf. An-
schließend machte er deutlich, dass 
es für den Erhalt der Wettbewerbsfä-
higkeit von Unternehmen und Stand-
orten in Deutschland unabdingbar ist, 
die Möglichkeiten des Internet für die 
Mobilisierung von Geschäftsprozes-
sen und Arbeitsplätzen (in Mittelstand 
und Verwaltung) zu nutzen.  
Wie sehr es dabei auf die IT-Sicher-
heit der Lösungen ankommt, dies 
verdeutlichte Kai Grassie, Leiter Ge-
schäftsentwicklung von Giesecke & 
Devrient, der in seinem Beitrag auf-
zeigte, dass gerade in schwierigen 
Zeiten mit neuen Marktchancen und 
richtigen Zukunftsinvestitionen sehr 
hohe Sicherheitsanforderungen ver-
bunden sein müssen. Auch Dr. Karl-
Heinz Neumann, Geschäftsführer der 
WIK-Consult bekräftigte: "Der Aspekt 
Sicherheit ist von immenser Bedeu-
tung. Sicherheit schafft Vertrauen und 
Vertrauen schafft Werte. Wie wichtig 
Vertrauen ist, merkt man häufig erst, 
wenn es einmal verloren ist“. Neu-
mann machte als Projektdirektor der 
SimoBIT Begleitforschung in seinem 
Vortrag deutlich, welche große Rele-
vanz diese Förderinitiative, insbeson-
dere im Umfeld der aktuellen Finanz-
krise, hat. Es sei begrüßenswert, 
dass das Projekt SimoBIT mit seinen 
Lösungsansätzen in das Kollektivgut 
Vertrauen investiert. Entscheidende 
Erfolgsfaktoren für eine maximale 
Ausdehnung der Anwendung des 
mobilen Internet seien neben tech-
nisch herausragenden und sicheren 
Lösungen vor allem Aspekte der brei-
ten Akzeptanz. 
Martin Schmid, Institut für Informati-
on, Organisation und Management 
der Ludwig-Maximilians-Universität 
München fokussierte im letzten Bei-
trag des ersten Vormittag-Tracks auf 
mobil integrierte Geschäftsprozesse. 
Er präsentierte die Ergebnisse der im 
Rahmen von SimoBIT erstellten Stu-

die "Mobilisierung von Wertschöp-
fungsprozessen durch innovative und 
sichere Informationstechnologie". 
Schmid stellte heraus, dass Deutsch-
lands Spitzenstellung im E-Business 
eine ideale Ausgangsbasis bildet, um 
sich in diesem Bereich auch eine Vor-
reiterrolle bei mobilen Lösungen zu 
sichern. Nach seiner Einschätzung ist 
in Europa beispielsweise im Bereich 
Mobile Health bis 2012 mit einem jah-
resdurchschnittlichen Wachstum von 
28% zu rechnen. Auch sieht Schmid 
in den steigenden E-Government 
Ausgaben einen klaren Trend zur 
Mobilisierung von Geschäftsprozes-
sen im Bereich der öffentlichen Ver-
waltung. Wichtig für den Erfolg der 
Mobilisierung sind aus Perspektive 
des IOM neben technologischen und 
institutionellen Rahmenbedingungen, 
insbesondere die Umsetzung mobili-
sierter Prozesse in der Organisati-
onsstruktur sowie die Formulierung 
einer klaren Mobilisierungsstrategie.  
Den zweiten Track des Vormittagpro-
gramms bildete eine Podiumsdiskus-
sion zu den Fragen: “Wie werden wir 
leben – wie werden wir arbeiten? Wie 
werden bzw. bleiben wir Marktfüh-
rer?“ Zur Eruierung dieser Fragestel-
lungen interviewte der Moderator 
Christian Spanik eine Auswahl an 
Marktakteuren, die bereits mit ver-
schiedenen Geschäftsmodellen in 
diesen Markt eingebunden sind. 
Harald Korb, Ärztlicher Direktor der 
„mobile Monitoring“ Lösung Vitapho-
ne machte deutlich, dass trotz nach-
weisbarer Effizienzvorteile bisher im 
Bereich des Gesundheitswesens e-
norme Barrieren bei der Einführung 
mobiler Anwendungen bestehen. So 
könnten bspw. durch „mobile Monito-
ring“ bei Herzinsuffizienzpatentienten 
die derzeit durchschnittlich 25 monat-
lichen Arztbesuche auf einen Besuch 
im Monat reduziert werden, was den 
tatsächlich abrechenbaren Leistun-
gen eines Arztes entsprechen würde. 
Dennoch konnte sich Vitaphone bis-
her nicht am Markt durchsetzen. Arno 
Glompner, PR Manager der RIM 
Deutschland GmbH, stellte als eine 
der größten Barrieren bei der Aus-
breitung von Mobile Business Soluti-
ons die derzeit ungemein hohe Frag-
mentierung der Betriebssysteme her-
aus – aktuell befänden sich mehr als 
24 verschiedene Plattformen im 
Markt. Martin Gutberlet von der 
Gartner Group zielte in seinem Bei-
trag auf die dringend notwendige Be-
schleunigung der Inlandsentwicklung 
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im Bereich der Mobile Business Solu-
tions ab  – insbesondere gegenüber 
Spanien sieht Gutberlet einen Auf-
holbedarf Deutschlands. Deutschland 
hätte demnach auf seinem Weg zum 
Marktführer noch diverse Barrieren zu 
überwinden. 
Gleichwohl geht Alexander Saul, Di-
rector Business Sales der Vodafone 
D2 GmbH fest von einer zu-
nehmenden Verbreitung mobiler Lö-
sungen auch im Bereich der Business 
Anwendungen aus. Seine Feststel-
lung: bei Vodafone verdoppelt sich 
die Datennutzung aktuell alle 24 Wo-
chen und dabei werde ein wachsen-
der Anteil der Umsätze über Applika-
tionen gemacht. Saul betonte, dass 
Vodafone mit aller Kraft daran arbei-
tet in diesen wichtigen Markt zurück-
zukehren. Bereits seit Anfang 2008 
stehen die Business-Kunden dort 
wieder stärker im Fokus. Undurch-
sichtigen Preistarifen im Geschäfts-
kundenbereich, die unter dem Begriff 
„Bill Shock“ in die Kongressdiskussi-
on Eingang fanden, würde aktiv mit 
neuen Pricing Modellen entgegenge-
treten. Wie Deutschland in  Zukunft 
arbeiten wird, verdeutlichte der Bei-
trag von Achim Gauß, Vorstand für 
Entwicklung bei HOMAG. Gauß be-
tonte die bereits heute bestehende 
große Bedeutung mobiler IKT-
Lösungen für den exportstarken 
deutschen Maschinenbau. Die mobile 
Unterstützung mit Maschinenunterla-
gen und Kundendaten sei heute be-
reits so wichtig wie der Handwerks-
koffer. 
Weiter präzisiert wurden die Vorstel-
lungen zur zukünftigen Arbeitswelt in 
den Parallelforen des Nachmittags-
programms. Dort präsentierten sich 
die Leitprojekte aus den Bereichen 
Maschinenbau, Gesundheitswirt-
schaft, öffentliche Verwaltung und 
Handwerk sowie kleine und mittel-
ständische Unternehmen und stellten 
ihre Innovationen vor. Weitere Bei-
spiele aus der Praxis gaben einen 
Einblick, was heute schon möglich ist. 
Im Dialog mit dem Publikum, den 
Verbänden und Vertretern des Bun-
deswirtschaftsministeriums wurde 
deutlich, dass Entwicklungsstand und 
Einsatzmöglichkeiten von mobilen 
Business Solutions branchenspezi-
fisch stark variieren.  
Die entscheidenden Ergebnisse der 
Parallelforen waren: 
• Für die Zukunft der Telemedizin 

(und die Zukunft der SimoBIT – 
Lösungen Med-on-@ix, VitaBIT 
und OPAL Health) – spielen neben 
Aspekten der Technik, Usability 
und Akzeptanz, insbesondere Fa-
cetten der Organisation und Ver-
waltung eine große Rolle. Zusätz-
lich zu Akzeptanzproblemen beim 

Anwender, IT-Sicherheitsbeden-
ken und Kostenfragen stellt sich im 
Bereich der Gesundheitswirt-
schaft die Frage nach den Kosten-
trägern, der Abstimmung zwischen 
verschiedenen Verwaltungseinhei-
ten, Unterschieden in den Landes-
gesetzen, etc. Prof. Dr. Harald 
Korb, Vitaphone GmbH, des 
Branchenforums, transferierte als 
Diskussionsergebnis, dass drin-
gend die restriktiven Bestimmun-
gen im Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung und Sozial-
versicherung geändert werden 
müssen. TeleHealth könne als ein-
klagbarer Rechtsanspruch für 
chronisch Kranke gesehen wer-
den. Mit den gesetzlich Kranken-
versicherten bestünde in Deutsch-
land eine einzigartige Basis, um 
Produkte und Services in breiter 
Masse einzusetzen und durch die 
hohen Skalenvorteile die Kosten 
deutlich zu reduzieren. Deutsch-
land sei in diesem Bereich des Te-
lemonitoring und -management 
weltweit führend. Nationale Show-
cases wie die SimoBIT Projekte 
seien notwendig um TeleHealth 
auch als Exportschlager zu promo-
ten. 

• Die Lösungen für die Maschinen-
baubranche umfassen mit den 
SimoBIT-Förderprojekten SiWear, 
R2B und Mobile Servicewelten be-
reits mobile IKT-Anwendungen der 
zweiten Generation. Vor allem 
qualitative Vorteile wie höhere 
Kundenzufriedenheit, verbesserte 
Servicequalität und Informations-
kanäle sowie Plagiatschutz, aber 
auch Kosten- und Zeitvorteile so-
wie erhöhte Mobilität wurden von 
Anne Stetter, WIK Consult in der 
Zusammenfassung der Diskussi-
onsergebnisse herausgestellt. 
Thomas Riegler, Vertreter des Ver-
bandes der deutschen Maschinen- 
und Anlagenbauer (VDMA) beton-
te die Bedeutung des Förderpro-
jekts SimoBIT für seine Branche, 
da nur so sichergestellt werden 
kann, dass auch die überwiegend 
klein- und mittelständischen Be-
triebe, die nicht über die finanziel-
len Mittel verfügen derartige Lö-
sungen anzuschieben, von der 
Weiterentwicklung der Technik 
profitieren. Außerdem bestehe, so 
Riegler, die Notwendigkeit eines 
kostenmäßigen Paradigmenwech-
sels im Bereich des so genannten 
„global roaming“. Um der zweiten 
Generation mobiler Anwendungen 
in der Maschinenbaubranche zum 
Durchbruch zu verhelfen, muss 
nach Ansicht von Riegler auch die 
Preissetzung an die Budgets der 
KMU angepasst werden. 

• Bei Beleuchtung der Auswirkungen 
eines vermehrten Einsatzes von 
IKT-Lösungen auf das Arbeits-
leben und die Entwicklungen im 
Bereich der „Öffentlichen Verwal-
tung“ stand zumeist die Schaffung 
von Interoperabilität zwischen vie-
len verschiedenen Datenquellen 
sowie der Zugriff auf diese Daten 
über mobile Endgeräte im Mittel-
punkt der Betrachtung. Die Simo-
BIT-Förderprojekte in diesem 
Branchenschwerpunkt zielen dar-
auf ab, die Prozesse im Bereich 
der Straßenplanung, bei der Be-
standsaufnahme in deutschen 
Wäldern sowie der Brandbekämp-
fung zu vereinfachen und zu be-
schleunigen. SimoKIM, MobisPro 
und Mobility@forest streben in ih-
ren jeweiligen Anwendungsfeldern 
eine grundlegende Umgestaltung 
von Prozessen an, indem sie In-
formationen, die reichlich in den öf-
fentlichen Verwaltungen vorhan-
den sind, für einen gezielten auf-
gaben- und situationsgerechten 
Ad-hoc-Zugriff verfügbar machen. 
Als zentrale Erfolgsfaktoren hierfür 
wurden von den Moderatoren Pe-
ter Stamm (WIK-Consult) und 
Franz-Reinhard Habbel (Deut-
scher Städte- und Gemeindebund) 
Usability, Akzeptanz und die Stan-
dardisierung der Semantik der de-
zentralen Datenbanken identifi-
ziert. 

• Mit SimoBIT soll auch die die 
Verbreitung mobiler Anwendungen 
bei Handwerk und kleinen Un-
ternehmen entscheidend vorange-
trieben werden. In dem von Dr. 
Büllingen, WIK-Consult und Dr. 
Pousttchi, Universität Augsburg 
moderierten Forum stand der kon-
krete Nutzen mobiler Anwendun-
gen für KMU im Mittelpunkt der 
Betrachtung: Optimierung des Per-
sonaleinsatzes, Einsparung an 
Material- und Sachkosten, Be-
schleunigung der Arbeitsabläufe 
und Beschleunigung des Informa-
tionsflusses. Viele Handwerksbe-
triebe und kleine Unternehmen 
können sich den Aufbau einer ei-
genen mobilen IKT-Plattform nicht 
leisten. Mit dem SimoBIT Förder-
projekt wurde eine wesentliche 
und langfristig wirkende Entschei-
dung über Investitionen in diesen 
Bereich getätigt. Mit Blick auf die 
vielfältigen Einsatzmöglichkeiten 
der im Forum präsentierten „Hand-
werkslösungen“ stellte Dr. Büllin-
gen in seiner Konklusion insbe-
sondere die erfolgsversprechen-
den Aussichten der KMU heraus, 
durch IKT-basierte mobile System-
lösung mit ihren Leistungen zu den 
"Groß"-Unternehmen aufzuschlie-
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ßen und so Zugang zu neuen 
Wettbewerbsfeldern zu erlangen. 

Zum Abschluss des Transfers der 
Diskussionsergebnisse in das Plenum 
bedankte sich der Initiator des Simo-
BIT Förderprojekts Dr. Andreas 
Goerdeler, Leiter des Referats „Ent-
wicklung konvergenter IKT“ im Minis-
terium für Wirtschaft und Technologie 
für die Berichte der Leitprojekte sowie 
die umfassenden Berichte von Prakti-
kern. Sein Resümee: Alle Beiträge 
zeigten auf, dass Unternehmen von 
mobilen Services stark profitieren und 

sich branchenübergreifend zuneh-
mende Innovations- und Wachstums-
potenziale entwickeln. Bei der Einfüh-
rung mobiler Internetanwendungen 
geht es um mehr als um die schiere 
Entwicklung und Umsetzung sicherer 
IKT-Anwendungen. Mit Einführung 
des mobilen Internet sind komplexe 
Prozessinnovationen sowie ein nach-
haltiger Wandel der betrieblichen Or-
ganisations- und Arbeitswelten ver-
bunden. Goerdeler entließ die Kon-
gressgäste mit dem Hinweis auf 
Querschnittsveranstaltungen und die 

Arbeit der SimoBIT Begleitforschung 
in den Jahren 2009 und 2010. Das 
Technologie-Programm soll Katalysa-
tor für sichere und an die Bedürfnisse 
von Mittelstand und öffentliche Ver-
waltung angepasste Entwicklungen 
sein.  
Reden und Präsentationen des Kon-
gresses sowie ein Veranstaltungs-
ausblick sind unter www.simobit.de 
abrufbar. 

Anne Stetter 

Nachrichten aus dem Institut  

WIK’s Scott Marcus tours  
Australia and New Zealand 

WIK’s J. Scott Marcus made a speaking tour of New Zealand and Australia in late February and early March, 2009. This 
highly visible tour enabled us to “show the WIK flag” in a part of the world where we would like to be more active. 

New Zealand 
The New Zealand visit was at the re-
quest of the New Zealand Commerce 
Commission (NZCC), which serves 
both as national regulatory authority 
for electronic communications and 
also as national competition authority. 
The NZCC held a well-attended pub-
lic workshop on February 26-27 in 
Auckland in conjunction with their 
public consultation on Next Genera-
tion Networks (NGNs). The NZCC in-
vited Mr. Marcus to provide a keynote 
address on IP interconnection, a sub-
ject on which he is a widely recog-
nized authority. 

New Zealand is in the midst of a very 
interesting IP interconnection initia-
tive. As part of the functional separa-

tion of Telecom New Zealand (TNZ), 
TNZ agreed to negotiate arrange-
ments for IP interconnection with 
competitors under the auspices of the 
New Zealand Telecommunications 
Carriers’ Forum (TCF). Moreover, 
these arrangements are to be suitable 
for the transmission of voice and of 
Virtual Private Networks (VPNs) be-
tween operators, which is to say that 
they must address issues of Quality 
of Service (QoS). Mr. Marcus had a 
productive meeting with the IP Work-
ing Party (IPWP), the TCF group re-
sponsible for these negotiations. In 
Marcus’s opinion, the work being un-
dertaken in New Zealand is quite 
promising, and includes innovations 
that might find wide applicability in 
other countries; at the same time, the 

IPWP still has a huge amount of work 
before it, and many difficult decisions 
to reach. Marcus is cautiously opti-
mistic, noting that the New Zealan-
ders seem to be more able to find 
common ground than their counter-
parts in many other countries. 

The New Zealand Commerce Com-
mission has posted both Mr. Marcus’s 
slides as well as video of all presenta-
tions. See: 

http://www.comcom.govt.nz//Industry
Regulation/Telecommunications/ 
Inquiries,ReviewsandStudies/Content 
Files/Documents/Scott%20Marcus% 
20-%20IP%20Interconnection%20-
%20NGN%20Conference%2027%20
February%2009.pdf and 
http://www.r2.co.nz/20090226/. 

 

 
Australia 
Australia is at a critical juncture as re-
gards telecommunications policy. The 
Australian government is on the verge 
of announcing the winner of a pro-
curement to build out a National 
Broadband Network (NBN) capable of 
delivering broadband at 12 Mbps to 
98% of Australians. The process has 
taken some unusual twists and turns, 
in which Telstra (the Australian fixed 
network incumbent, with large market 
shares in mobile and in cable televi-
sion as well) failed to submit a com-

pliant bid and was consequently ex-
cluded from the process. 

Mr. Marcus expressed his views in a 
series of meetings with government 
officials, regulators, and industry 
stakeholders; in testimony before a 
subcommittee of the Australian Sen-
ate; and at a breakfast meeting or-
ganized by the Australian Telecom-
munications Users’ Group (ATUG). 
Marcus argued that it is vitally impor-
tant in the course of creating the NBN 
that Australia place proper emphasis 
on creating appropriate levels of 

competition and on ensuring an ap-
propriate industry structure. This is 
particularly important in light of the 
unusually concentrated nature of the 
Australian telecommunications mar-
ket. Government funding of telecom-
munications infrastructure always 
raises questions about the impact on 
competition. In this case, it is particu-
larly critical that the operator of the 
NBN, whoever it is, provide NBN ser-
vices at wholesale to multiple retail 
service providers without discrimina-
tion. The NBN operator must not be 
permitted to favour its own retail ser-
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vices over those of competitors. If the 
NBN were a firm that does not al-
ready offer retail services, then per-
haps it should not be permitted to of-
fer them; if the firm selected already 
has retail operations, then perhaps 
some form of functional or structural 
separation would be appropriate. 

The Australian Telecommunications 
Users’ Group (ATUG) has posted Mr. 
Marcus’s presentation. See:   
http://www.atug.com.au/ATUGThisW
eek/ATW060309/JSMPres.pdf. 

Press coverage was extensive. See 
for instance: 

Business Spectator (Australia), “The 
continental approach”, interview with 
Tony Boyd, 6 March 2006:  
http://www.businessspectator.com.au/
bs.nsf/Article/The-continental-
approach-$pd20090306-
PURLQ?OpenDocument 

ITWire (Australia), “Functional sepa-
ration works, and may be essential”, 
by Stuart Corner on 6 March 2009:   

http://discuss.itwire.com/viewtopic.ph
p?f=21&t=8831&p=41322 

Mr. Marcus’s testimony before the 
Australian Senate Committee on the 
National Broadband Network (NBN) is 
available at:  
http://www.aph.gov.au/hansard/senat
e/commttee/S11884.pdf 

His submission to the Committee is 
available at:  
http://www.aph.gov.au/Senate/commit
tee/broadband_ctte/submissions/sub0
38.pdf 

G1 Android und iPhone exklusiv bei T-Mobile: 
Marktmacht oder Marketing? 

Vor kurzem wurde von T-Mobile das 
G1 Mobiltelefon, welches als erstes 
Endgerät auf dem Betriebssystem 
Android aufbaut, auf dem deutschen 
Markt eingeführt. Dieses Endgerät 
wird hierzulande ebenso wie das 
stark proprietär ausgerichtete iPhone 
von T-Mobile angeboten, nachdem 
zwischen Apple und T-Mobile eine 
exklusive Vertriebspartnerschaft für 
das iPhone in Deutschland besteht. 
Das G1 wird von HTC in Taiwan pro-
duziert. Das Android Betriebssystem 
ist ein gemeinsames Projekt der O-
pen Handset Alliance – einem Kon-
sortium, welches sich aus Google und 
einer Reihe von Endgeräteherstellern 
und Netzbetreibern zusammensetzt. 
Im Gegensatz zur offenen Plattform 
Android verwendet Apple ein eher 
geschlossenes Betriebssystem. Die 
Tatsache, dass T-Mobile Endgeräte 
mit offenen und proprietären Be-
triebssystemen vermarktet, wirft zwei 
Fragen auf, erstens, ob eine solche 
hybride Wettbewerbsstrategie erfolg-
reich sein kann und zweitens, ob es 
sich um einen Fall von unlauteren 
Wettbewerb handelt.    

Apple und Android sehen sich beide 
mit dem Problem konfrontiert, den op-
timalen Offenheitsgrad zu finden. Ei-
ne rein proprietäre Strategie erscheint 
genauso wenig erfolgversprechend 
zu sein wie ein komplett offenes Be-

triebssystem: Während eine zu re-
striktive Strategie den Wert des End-
gerätes für den Kunden einschränkt, 
führt ein zu hoher Grad an Offenheit 
dazu, dass das Gerät für den Betrei-
ber unprofitabel wird. Bei der Pro-
dukteinführung wurde kritisiert, dass 
das Betriebssystem des i-Phone zu 
restriktiv sei. Apple änderte seine 
Strategie mit der Einführung des App 
Stores im Juli 2008 und entfesselte 
damit die Energie zahlreicher Nutzer, 
die das i-Phone verbessern wollten. 
Inzwischen werden im App Store 
15000 Anwendungen von Dritten zum 
Verkauf angeboten. Bei Android han-
delt es sich um einen offenen Stan-
dard, welcher jedoch nicht aus-
schließlich auf Open-Source Software 
beruht. Der Quellcode ist bei Apache 
lizenziert, somit könnten einige Erwei-
terungen des Codes möglicherweise 
proprietärer Natur sein. Darüber hin-
aus könnte der Softwareentwick-
lungsbaukasten, welcher auf Android 
zur Verfügung gestellt wird, Google 
erlauben, eine ähnliche Kontrollfunk-
tion auf dem Markt für Android einzu-
nehmen wie sie Apple im App Store 
innehat.   

Die Tatsache, dass T-Mobile sowohl 
das G1 als auch das iPhone in 
Deutschland exklusiv vertreibt, be-
deutet nicht notwendigerweise einen 
Fall von unlauterem Wettbewerb. 

Trotz der 200 Patente, die im Zu-
sammenhang mit dem iPhone einge-
reicht wurden, handelt es sich um 
kein von Natur aus nicht nachbildba-
res Produkt – abgesehen vielleicht 
von seinem ideellen Wert als Status-
symbol. Samsung und RIM haben mit 
dem Instinct und dem Blackberry 
Storm Konkurrenzprodukte zum 
iPhone auf den Markt gebracht. Zu-
dem könnten auch andere Netzbe-
treiber Endgeräte auf den Markt brin-
gen, die die Android Plattform nutzen. 
Ob es sich dabei um bessere oder 
schlechtere Endgeräte handelt sollten 
die Kunden entscheiden.  

Die Tatsache, dass T-Mobile Endge-
räte auf Basis von offenen und prop-
rietären Betriebssystemen vermark-
tet, weist darauf hin, dass sich bis 
jetzt noch keines der beiden Ge-
schäftsmodelle als überlegen heraus-
gestellt hat. In den USA brachte T-
Mobile das G1 auf den Markt, um mit 
AT&T, dem dortigen exklusiven Ver-
triebspartner von Apple, zu konkurrie-
ren. Die Entscheidung, das G1 in 
Deutschland anzubieten, dürfte daher 
eher auf Skalen- und Verbundvorteile 
zurückzuführen sein als auf strategi-
sche Erwägungen im Hinblick auf of-
fene oder proprietäre Plattformen. 

Kenneth Carter und Christian Wernick
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US-Postregulierungsbehör-
de legt Bericht zu Universal-
dienst und Postmonopol vor 
Die US-amerikanische Regulierungs-
behörde PRC (Postal Regulatory 
Commission) hat am 19. Dezember 
2008 einen Bericht zum Post-Univer-
saldienst und Postmonopol an den 
Präsidenten und den Kongress über-
reicht. 

Der Bericht der PRC stützte sich auf 
eine Untersuchung eines Beraterkon-
sortiums unter Führung der George 
Mason University (GMU), an dem 
WIK-Consult beteiligt war. 

Für den Bericht der PRC (Report on 
Universal Postal Service and the 
Postal Monopoly) sowie den um-
fassenden Bericht der GMU hat WIK-
Consult zwei Teile erstellt: 

- einen internationalen Vergleich 
von Universaldienst und Liberali-
sierung (Appendix E: Universal 
Service and Postal Monopoly in 
Other Countries)  

- eine Übersicht der internationalen 
Erfahrungen mit der Berechnung 
von Universaldienstkosten (Ap-
pendix F.1: Efforts to Calculate 
the Cost of the USO and the Va-
lue of the Postal Monopoly in the 
U.S. and Abroad)  

Die Dokumente stehen auf der WIK 
Homepage www.wik.org unter der 
Rubrik "Publikationen" "Studien" zum 
Download zur Verfügung. 

Alex Kalevi Dieke 

Personal 

J. Scott Marcus Direktor des 
WIK 
Zur Erweiterung des Führungsspitze 
des WIK wurde J. Scott Marcus kürz-
lich neben Dr. Ulrich Stumpf zum Di-
rektor des WIK ernannt. Diese Ernen-
nung erfolgte auch in Anerkennung 
der besonderen Leistungen von Herrn 
Marcus für das WIK. Ihm wurde Proku-
ra für die WIK GmbH und für die WIK-
Consult GmbH erteilt. 

Zum 15. Januar 2009 hat Frau Petra 
Junk ihre Tätigkeit als wissenschaftli-
che Mitarbeiterin in der Abteilung 
„Post und Logistik“ aufgenommen. 
Zuvor studierte sie Volkswirtschafts-
lehre an der Philipps-Universität Mar-
burg mit den Schwerpunkten Wettbe-
werbspolitik sowie Regulierungs- und 
Netzökonomik. In ihrer Diplomarbeit 
befasste sie sich mit der aktuellen 
Fragestellung der „Beschäftigungswir-
kungen eines Post-Mindestlohns“. 
Während und nach ihrem Studium war 
Frau Junk zum einen in der Abteilung 
für Postregulierung der Bundesnetz-
agentur und zum anderen in einer eu-
ropaweit agierenden Unternehmens-
beratung als Praktikantin tätig. Dort hat 
sie an der Erstellung von wettbe-
werbsökonomischen Gutachten, mit 
dem Fokus auf der Analyse von 
Marktstrukturen und dem Verhalten 
von Unternehmen, mitgewirkt. Ihr For-
schungsschwerpunkt beim WIK kon-
zentriert sich sowohl auf regulierungs- 
und wettbewerbspolitische Aspekte als 
auch auf die Analyse von Marktstruk-
turen und Unternehmensstrategien. 
 

Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Folgende Diskussionsbeiträge sind im IV. Quartal 2008 erschienen und stehen un-
ter www.wik.org zum kostenlosen Download zur Verfügung. 

Nr. 315: Stephan Jay, Thomas Plückebaum – Strategien zur Realisierung von 
Quality of Service in IP-Netzen (Dezember 2008) 

In IP-Netzen werden unterschied-
lichste Dienste auf einer gemeinsa-
men Plattform transportiert. Diese 
Dienste haben ebenfalls sehr hetero-
gene Anforderungen an Bandbreite 
und Echtzeit. Dabei stellen sich unter 
anderem die Fragen, wie eine ange-
messene Dienstgüte (Quality of Ser-
vice – QoS) für die einzelnen Dienste 
gewährleistet werden kann, welche 
Kosten dies nach sich zieht und was 
für Implikationen sich aus der Imple-
mentierung von Quality of Service für 
Regulierung und Wettbewerb erge-
ben.  

Diese Studie analysiert zunächst auf 
qualitative Weise die Vorteilhaftigkeit 
der drei wesentlichen QoS-Strategien 
Überdimensionierung, Kapazitätsre-
servierung (Integrated Services & 
Resource ReserVation Protocol) und 
Verkehrspriorisierung (Differentiated 
Services). Dabei wird deutlich, dass 

QoS einfach dadurch gewährt werden 
kann, dass stets ausreichend Kapazi-
tät im Netz vorgehalten wird, sodass 
kein Stau entsteht. Allerdings ist das 
besonders im Anschlussnetz und im 
Aggregationsnetz nicht immer der 
kostenminimierende Ansatz. Die Vor-
teile der differenzierenden QoS-Ver-
fahren Reservierung und Priorisie-
rung liegen darin, dass sie Qualität 
deterministisch bzw. statistisch auch 
bei Überlast zusichern können. Auf-
grund der schlechten Skalierbarkeit 
kommt die Reservierung allerdings 
nur in ausgewählten Fällen zum Ein-
satz.  

In einem zweiten Schritt wird ein mo-
dellgestützter Vergleich der Kosten 
der drei Verfahren für eine Aggregati-
onsverbindung vom DSLAM zum 
nächsten Aggregationsknoten vorge-
nommen. Die Modellrechnung fokus-
siert dabei auf die Kosten, die durch 

die Bandbreite getrieben werden und 
nicht auf Zusatzkosten des Equip-
ments oder des Managements bei 
den differenzierenden Verfahren. Die 
Analyse zeigt die Skalenabhängigkeit 
der Stückkosten von QoS und zeigt 
auch rechnerisch, dass die Priorisie-
rung das effizienteste Verfahren hin-
sichtich der Netzdimensionierung ist. 
Durch die Skaleneffekte und die Grö-
ße des marktmächtigen Unterneh-
mens sind QoS-Kosten auch in den 
Entgeltentscheidungen zu berück-
sichtigen, um Preis-Kosten- und Kos-
ten-Kosten-Scheren in Netzen mit dif-
ferenzierter QoS zu verhindern.  

In einem dritten Schritt werden Preis-
modelle für differenzierte QoS analy-
siert. Es existieren eine Reihe von 
Gründen (Gefahr des Crowding Out 
von hochwertigen Diensten, Wohl-
fahrtsgewinne/-verluste), die gegen 
die Nutzung von Flat Rate Pricing und 
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für die Nutzung von dynamischen 
Staupreisen sprechen. Die Analyse 
zeigt jedoch, dass es erhebliche Bar-
rieren für die Implementierung solcher 

Preismodelle gibt. Daher haben auch 
die mit Staupreisen verbundenen re-
gulierungspolitischen Probleme 
(künstliches Verknappen der Kapazi-

tät auf monopolistischen Verbindun-
gen) zurzeit wenig praktische Rele-
vanz. 

Nr. 316: Juan Rendon, Thomas Plückebaum, Iris Böschen – Relevant cost  
elements of VoIP networks (Dezember 2008)  
(Vollständiger Text nur in englischer Sprache erhältlich) 

Im Zuge der Konvergenz von Tele-
kommunikationsnetzen werden Spra-
che, Daten und Video über ein ge-
meinsames physikalisch wie logi-
sches Netz übertragen. Die Integrati-
on sämtlicher Dienste auf ein Netz 
ermöglicht den Netzbetreibern Kosten 
einzusparen. Kosteneinsparungen 
können dabei sowohl bei den OPEX 
durch die Nutzung nur eines, stan-
dardisierten IP Netzes realisiert wer-
den als auch bei den CAPEX. Bei 
letzteren können die traditionellen E1 
Schnittstellen des SDH (2 Mbps) 
durch eine deutlich geringere Anzahl 
von Hochgeschwindigkeitsschnittstel-
len (10 GBit/s) ersetzt werden. Eine 
in der letzten Zeit zunehmend auch in 
der Öffentlichkeit an Bedeutung ge-
winnende Technologie stellt Voice 
over IP (VoIP) dar. Auf Seiten der 
Netzbetreiber unterscheidet sich der 
Einsatz von VoIP grundlegend. Man-
che Netzbetreiber setzen VoIP ledig-
lich im Backbone ein, andere hinge-
gen realisieren den Transport für ih-
ren VoIP Dienst über das öffentliche 
Internet (Skype). 

Um die Terminierungsentgelte von 
VoIP Netzen bestimmen zu können, 
müssen in einem ersten Schritt die 
relevanten Kostenelemente identifi-
ziert werden. Für die herkömmlichen 
Netze (PSTN und GSM) sind diese 
hinreichend bekannt. Mit Blick auf 
VoIP bestehen hier jedoch nach wie 
vor eine Vielzahl von Unsicherheiten 
bezüglich der genauen Diensteaus-
prägung sowie der dazu erforderli-
chen Netzelemente. Dieser Bericht 
soll dazu beitragen, die bei VoIP noch 
bestehenden Informationslücken zu 
schließen. 

Ziel dieses Berichtes ist es, die rele-
vanten Kostenelemente von VoIP 
Netzen, wie sie von Sprachnetzbe-
treibern realisiert werden, zu be-
schreiben. Um diese Analyse durch-
zuführen, beschäftigt sich der Bericht 
mit den Besonderheit von VoIP und 
ihrer Bedeutung für die Kosten. Zu 
Beginn werden die charakteristischen 
Merkmale von IP Netzen beschrie-
ben: Diese umfassen technische An-
forderungen an den Endkunden, das 
Anschlussnetz, Konzentrationsnetz, 
das Kernnetz, Netzmanagement und 

Quality of Service in IP Netzen. Im 
Anschluss daran werden die bedeu-
tendsten VoIP Realisierungsformen 
vorgestellt: Alternativen der Sprach-
codierung und –decodierung, VoIP 
Architekturen und Protokolle (H.323, 
SIP, and Skype), Netzknoten und 
Systeme, wie beispielsweise Softs-
witches und IMS sowie Eigenschaften 
von herkömmlichen Sprachnetzen 
(Nummerierung, Notruf sowie Sicher-
heitsaspekte). Dabei werden ver-
schiedene VoIP Architekturen mitein-
ander verglichen, um die effizienteste 
Architektur zu identifizieren und somit 
ein Referenzmodel abzuleiten. An 
späterer Stelle des Berichtes werden 
Aspekte der Zusammenschaltung von 
VoIP Netzen angesprochen: Zusam-
menschaltung zwischen IP Netzen, IP 
Netzen und dem PSTN sowie Zu-
sammenschaltung in einem NGN Um-
feld unter Berücksichtigung von Ka-
bel- und Mobilfunknetzen. Abschlie-
ßend werden in diesem Bericht Be-
sonderheiten von VoIP dargestellt wie 
beispielsweise Quality of Service in 
IP Netzen oder Aspekte der Zusam-
menschaltung zwischen Sprachnetz-
betreibern. 

Die zentralen Schlussfolgerungen 
des Berichtes sind nachfolgend dar-
gestellt:  

• Verschiedene Realisierungsformen 
von VoIP: Im Unterschied zum 
PSTN, das über eine überschau-
bare Zahl von Standards verfügt 
(z.B. PCM64 and SS7), die von 
den meisten Netzbetreibern reali-
siert werden, besteht in IP Netzen 
eine breite Palette an VoIP Syste-
men und Protokollen. Dabei variie-
ren die zugrunde liegenden Reali-
sierungsform von VoIP mit den 
Geschäftsmodellen der VoIP An-
bieter. Die Anwendung eines SIP 
Softswitches konnte als ‘state-of-
the-art’ Architektur identifiziert 
werden und wird als effiziente Ar-
chitektur für ein Referenzmodell 
betrachtet.  

• Die Eigenschaften von VoIP Net-
zen erfordern den Betrieb von ge-
eigneten Systemen und Speicher-
möglichkeiten: Die zu berücksich-
tigenden Kostentreiber sind Num-
mern Portabilität (ENUM), Notruf, 

Billing Systeme, Kundenbetreu-
tungssysteme (Customer Care 
Systems), Abhören sowie Vorrats-
datenspeicherung.  

• Verschiedene Zusammenschal-
tungspunkte für die jeweiligen Ty-
pen von NGNs: Es lassen sich 3 
Basistypen von NGNs unterschei-
den: Festnetze (PSTN oder NGN), 
Kabelnetze und Funknetze. Die 
Standortwahl für die Zusammen-
schaltungspunkte hat Auswirkun-
gen auf die Terminierungskosten.  

• Quality of Service: VoIP sind 
Schwankungen in der Dienstquali-
tät inhärent und durch die charak-
teristischen Merkmale des IP be-
stimmt. Um Vorgaben beispiels-
weise hinsichtlich der Verzögerung 
strikt einzuhalten, kann der VoIP 
Anbieter verschiedene Techniken 
verwenden. So kann er Router o-
der Switches einsetzen, die QoS 
Mechanismen unterstützen. Alter-
nativ kann er eine Überdimensio-
nierung von Knoten und Kanten 
vornehmen. Welche Strategie ge-
wählt wird, hat nicht zuletzt Aus-
wirkung auf die Kosten von VoIP.  

• Zusammenschaltung zweier Netz-
betreiber: Zwei Aspekte sollen be-
tont werden. Erstens, es ist noch 
unklar, über welche Standards und 
Schnittstellen im NGN die Signali-
sierungsinformationen ausge-
tauscht werden: auf Basis von IP 
oder SS7? Zweitens, die Zusam-
menschaltungspartner können ihre 
Leistungen untereinander auf der 
Basis von Calling Party Pays, Bill 
& Keep, oder einer Mischform aus 
beiden abrechnen.   

• Gemeinschaftliche Nutzung des 
Anschlussnetzes: Werden die 
Dienste über ein NGA realisiert, so 
sind Kosten des Anschlussnetzes 
ebenfalls anteilig zu berücksichti-
gen. Dabei muss jedoch beachtet 
werden, dass nur die dem Sprach-
verkehr zurechenbaren Kosten des 
NGA für die Terminierungsentgelte 
heranzuziehen sind. 
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Nr. 317: Nicole Angenendt, Christian Growitsch, Rabindra Nepal, Christine Mül-
ler – Effizienz und Stabilität des Stromgroßhandelsmarktes in Deutschland –  
Analyse und wirtschaftspolitische Implikationen (Dezember 2008) 

Die Liberalisierung der Elektrizitäts-
märkte hat in vielen europäischen 
Ländern einen weit reichenden Re-
strukturierungsprozess auf allen 
Wertschöpfungsstufen nach sich ge-
zogen. Zwar haben sich neue Markt-
plätze für den Handel von Energie e-
tabliert, allerdings besteht eine der 
wesentlichen europäischen Heraus-
forderungen weiterhin darin, ein wett-
bewerbliches Umfeld auf der Erzeu-
gerstufe zu etablieren. Diese ist ge-
genwärtig noch durch die Dominanz 
einiger weniger marktbeherrschender 
Unternehmen geprägt. Damit sind die 
wesentlichen Barrieren auf der Er-
zeugerstufe charakterisiert. Diese 
Symptome zeigen sich auch in 
Deutschland, wo sich der Anteil an 
der Erzeugung im Wesentlichen auf 
vier große Energieversorgungsunter-
nehmen beschränkt. Was den Handel 
mit Strom betrifft, so wird in Deutsch-
land der wesentliche Teil der am 
Großhandelmarkt angebotenen E-
nergie über bilaterale Verträge be-
schafft. Diese Handelsform wird auch 
als „over the counter“ (kurz: OTC) be-
zeichnet. Der bilaterale Handel hat 
grundsätzlich eine geringe Liquidität 
auf den Großhandelsmärkten zur 
Folge. Zur Stimulation der Liquidität 

an den Spotmärkten könnte der ver-
pflichtende Verkauf der erzeugten 
Strommengen an der Börse einen 
Impuls liefern. Diese Verpflichtung 
wird auch unter dem Begriff „Andie-
nungspflicht“ subsumiert.  

Gegenstand dieses Diskussionsbei-
trages ist die Durchführung einer em-
pirischen Analyse der Effizienzsituati-
on der OTC und am börslichen Han-
del determinierten Preise im deut-
schen Stromgroßhandelsmarkt. Zu 
diesem Zweck wird eine Kointegrati-
onsanalyse sowie eine Untersuchung 
mit Hilfe eines Fehlerkorrekturmodells 
(englisch: Vector Error Correction 
Models, kurz: VECM) durchgeführt. 
Die Ergebnisse der quantitativen 
Analyse zeigen, dass der bilaterale 
Handel zu einer Stabilisierung der 
Volatilität im Großhandelsmarkt bei-
trägt. Allerdings deuten die Resultate 
darauf hin, dass die Stabilität des 
Großhandelsmarktes nicht grundsätz-
lich für alle Marktsegmente gilt. Die 
allgemein vorherrschende Ineffizienz 
auf dem deutschen Stromgroßhan-
delsmarkt könnte auf das Vorliegen 
vertikaler Marktmacht sowie die man-
gelnde Liquidität am Spotmarkt zu-
rückzuführen sein. Daher kommen 
wir im Zuge der durchgeführten Ana-

lysen zu dem Ergebnis, dass der 
börsliche Stromhandel zu einem grö-
ßeren Teil den bilateralen Handel er-
gänzen sollte. Eine vollständige Sub-
stitution des OTC-Marktes durch ei-
nen börslichen Handel hingegen wür-
de zwar möglicherweise zu einer er-
höhten Liquidität, Effizienz und Stabi-
lität auf dem Spotmarkt führen, 
gleichzeitig wäre aber auch ein 
Rückgang der Stabilität zu erwarten. 
Im Vorfeld zu dieser quantitativen 
Analyse erfolgt außerdem eine eigen-
tumsrechtliche Prüfung der juristi-
schen Hürden einer möglichen An-
dienungspflicht. Diese Prüfung ergibt, 
dass die Einführung einer Andie-
nungspflicht sowohl auf europäischer 
als auf nationaler Ebene auf eigen-
tumsrechtliche Hürden stoßen könn-
te. Dabei könnte sowohl ein Verstoß 
des europäischen Eigentumsschut-
zes als auch ein Verstoß gegen Art. 
14 GG in Betracht kommen. Daher 
sollten vielmehr eingriffschwächere 
Alternativen geprüft werden, wie z.B. 
die Verpflichtung zu mehr Transpa-
renz- und Veröffentlichungspflichten 
sowohl beim börslichen als auch 
beim bilateralen Handel. 

Nr. 318: Gernot Müller – Produktivitäts- und Effizienzmessung im Eisenbahninf-
rastruktursektor – Methodische Grundlagen und Schätzung des Produktivitäts-
fortschritts für den deutschen Markt (Januar 2009) 

Die Bundesnetzagentur hat am 26. 
Mai 2008 ihren Abschlussbericht zur 
Einführung einer Anreizregulierung im 
Eisenbahnsektor vorgelegt. Ein zent-
rales Element der geplanten Price-
Cap-Formel ist der X-Faktor, der den 
allgemeinen Produktivitätsfortschritt 
und spezifische Effizienzsteigerungs-
potentiale abbilden soll, wobei eine 
Unterscheidung in mehrere Unter-
nehmensgruppen und Produktkörbe 
geplant ist. Hieraus folgt die Notwen-
digkeit, praxistaugliche Konzepte zur 
Kalkulation genereller und individuel-
ler X-Faktoren für verschiedene Ei-
senbahninfrastrukturunternehmen 
und -teilmärkte zu entwickeln. Dies 
bedingt vor allem konkrete Überle-
gungen zur Auswahl geeigneter Vari-
ablen und Daten sowie zur methodi-
schen Vorgehensweise. Außerdem 
sind empirische Studien auszuwer-
ten, ausländische Regulierungserfah-
rungen zu analysieren und Berech-
nungen zu einem generellen X-Faktor 
für Deutschland anzustellen. 

Für die Bestimmung der Produktivi-
tätsveränderung sollten Indexzahlen 
verwendet und auf aggregierte Daten 
des Sektors zurückgegriffen werden. 
Empfehlenswert ist dabei zumindest 
in der Anfangsphase die Nutzung des 
Törnqvist-Index zur Ermittlung einer 
totalen Faktorwertproduktivität und 
ggf. ergänzend partieller Produktivitä-
ten. Auf lange Sicht können auch die 
Malmqvist-DEA und eine ökonometri-
sche Schätzung von Produktions- 
oder Kostenfunktionen Berücksichti-
gung finden. Bezüglich der Messung 
der relativen Effizienzniveaus sind die 
parametrische Datenumhüllungsana-
lyse und/oder die nicht-parametrische 
Stochastische Effizienzgrenzenanaly-
se auf der Basis von Translog-
Funktionen zu bevorzugen; bei der 
Auswahl muss eine Abwägung an-
hand verschiedener Kriterien getrof-
fen werden. Inputmengen- oder kos-
tenbasierte Ansätze sollten gegen-
über einer Output-, Erlös- oder Ge-
winnorientierung bevorzugt werden. 

Ein solches methodisches Vorgehen 
wird auch durch die Auswertung der 
bisher durchgeführten Studien zur 
Produktivitätsentwicklung und zum 
Effizienzniveau im Eisenbahnmarkt 
gestützt; allerdings gibt es kaum spe-
zifische Aussagen zum Eisenbahninf-
rastruktursektor. Angesichts der oft-
mals noch unzureichenden Datenver-
fügbarkeit sollten außerdem – wie 
vom britischen Eisenbahnregulierer 
praktiziert – unternehmensinterne 
Vergleiche, externe Benchmarkings 
mit anderen Sektoren und/oder Staa-
ten sowie ingenieurwissenschaftliche 
Bottom-up-Analysen und –Kostenmo-
delle implementiert werden. 

Die bisher durchgeführten empiri-
schen Studien ermittelten für den Ei-
senbahnsektor ein jährliches Produk-
tivitätswachstum von durchschnittlich 
0 bis 3 %. Die vom Autor vorgenom-
menen Berechnungen für den deut-
schen Eisenbahnsektor auf der Basis 
von Daten der VGR und der Deut-
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sche Bahn AG führten zu Werten von 
0,08 % (Xgen = -0,16 %) bzw. 3,04 % 
(Xgen = 2,80 %). Angesichts der not-
wendigen Annahmen und bestimmter 
Einschränkungen an die Datenver-

fügbarkeit und -verlässlichkeit sind 
die Ergebnisse jedoch mit Vorsicht zu 
interpretieren. Sieht man von einem 
externen Benchmarking ab, so sind 
Schätzungen zum Niveau bzw. zum 

unternehmensbezogenen Aufholpo-
tential bei der Effizienz aufgrund feh-
lender Daten für Deutschland zurzeit 
nicht möglich. 

Nr. 319: Sonja Schölermann – Kundenschutz und Betreiberauflagen im liberali-
sierten Briefmarkt (März 2009) 

Kundenschutzregelungen für den 
deutschen Postmarkt finden sich ge-
genwärtig vor allem in der Postdienst-
leistungsverordnung (PDLV) von 
2001. Im ehemals monopolistischen 
Briefmarkt war die angemessene Be-
rücksichtigung von Kundeninteressen 
nicht durch den Wettbewerb gesi-
chert; die Aufgabe des Kundenschut-
zes war in dieser Situation eindeutig. 
Ziel dieses Beitrags ist zu diskutieren, 
ob die Vorschriften der PDLV nach 
der vollständigen Öffnung des Brief-
markts zum 1.1.2008 noch zeitgemäß 
sind.  

Dazu diskutiert die Studie zum einen, 
ob im geöffneten Briefmarkt infolge 
unzureichenden Wettbewerbs in ein-
zelnen Marktsegmenten Risiken für 
Kunden bzw. Postnutzer (Versender 
und Empfänger) bestehen, die Kun-
denschutzregelungen rechtfertigen. 
Etwa kann die angemessene Berück-
sichtung der Interessen von Empfän-
gern gefährdet sein, weil diese kein 
direktes Vertragsverhältnis mit den 
Post-Anbietern haben. Zum anderen 
erörtert die Studie, ob sich Risiken für 
Kunden ergeben, wenn mehrere 
Briefdienstleister kooperieren müs-
sen, z. B. bei Nachsendeaufträgen.  

Konkret erörtert dieser Beitrag mögli-
che Probleme für Versender und 
Empfänger, sowie regulatorische 
Maßnahmen zur Überwindung dieser 
Probleme in sechs Bereichen: 1) Be-
schwerdeverfahren, 2) unzustellbare 
Sendungen, 3) Irrläufer/Fundbriefe, 
4) Nachsendeaufträge, 5) Lagerauf-
träge (etwa während einer Urlaubs-
abwesenheit) und 6) den Umgang mit 
„Postlagernd“ adressierten Sendun-
gen. Für jeden dieser Bereiche wer-
den zunächst mögliche Probleme be-
schrieben und die Kundeninteressen 
dargestellt. Im zweiten Schritt wird 
diskutiert, ob Regulierungseingriffe 
zur Wahrung der Kundeninteressen 
erforderlich und auch unter Kosten-
aspekten angemessen sind. Dabei 
werden auch internationale Erfahrun-
gen herangezogen. Mit Blick auf eine 
mögliche Neufassung der PDLV 
kommt die Studie zu folgenden Emp-
fehlungen: 

• Alle Lizenznehmer sollten ver-
pflichtet werden, einfache und kos-
tengünstige Beschwerdeverfahren 
einzurichten. Marktbeherrschende 
Unternehmen sollten zur Veröffent-
lichung von Beschwerdestatistiken 
verpflichtet werden. 

• Eine Verpflichtung aller Lizenz-
nehmer zur Rücksendung unzu-
stellbarer Briefe ist nicht erforder-
lich. Anstelle einer produktbezoge-
nen Ausnahmeregelung für Di-
rektwerbung sollten Anbieter die 
Möglichkeit haben, mit Versendern 
individuelle Vereinbarungen über 
die Rücksendung von Massensen-
dungen zu treffen. 

• Alle Briefdienstleister sollten ver-
pflichtet werden, von ihnen beför-
derte Briefe zu kennzeichnen. Sie 
sollten verpflichtet werden, ihre Irr-
läufer von anderen Lizenznehmern 
innerhalb von zwei Wochen abzu-
holen oder sich zusenden zu las-
sen. 

• Die Nachsendeadressen sollten in 
einem Gemeinschaftsunternehmen 
der DPAG und der Wettbewerber 
verwaltet werden. 

• Die Verpflichtung marktbeherr-
schender Unternehmen zum An-
gebot von Lagerdiensten erscheint 
verzichtbar. 

• Die Verpflichtung des marktbe-
herrschenden Unternehmens zur 
Erbringung des Dienstes „Postla-
gerung“ erscheint verzichtbar. 
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Diskussionsbeiträge 
Hefte bis Erscheinungsdatum 31.12.2007 können als Einzelheft gegen eine Schutzgebühr von 15,- € 
(Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei uns bestellt werden. 
Nr. 300: Christian Growitsch, Gernot Müller, Margarethe 

Rammerstorfer, Christoph Weber – Determi-
nanten der Preisentwicklung auf dem deut-
schen Minutenreservemarkt, Oktober 2007 

Nr. 301: Gernot Müller – Zur kostenbasierten Regulie-
rung von Eisenbahninfrastrukturentgelten – Ei-

ne ökonomische Analyse von Kostenkonzepten 
und Kostentreibern, Dezember 2007 

Nr. 302: Patrick Anell, Stephan Jay, Thomas Plücke-
baum – Nachfrage nach Internetdiensten – 
Dienstearten, Verkehrseigenschaften und Qua-
lity of Service, Dezember 2007 

Folgende Diskussionsbeiträge stehen unter www.wik.org zum kostenlosen Download zur Verfügung.  
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fer – Zur wettbewerblichen Wirkung des Zwei-
vertragsmodells im deutschen Gasmarkt, Feb-
ruar 2008 

Nr. 304: Patrick Anell, Konrad Zoz – Die Auswirkungen 
der Festnetzmobilfunksubstitution auf die Kos-
ten des leitungsvermittelten Festnetzes, Febru-
ar 2008 

Nr. 305: Marcus Stronzik, Margarethe Rammerstorfer, 
Anne Neumann – Wettbewerb im Markt für 
Erdgasspeicher, März 2008 

Nr. 306: Martin Zauner – Wettbewerbspolitische Beurtei-
lung von Rabattsystemen im Postmarkt, März 
2008 

Nr. 307: Christin Gries, Peter Stamm – Geschäftsmodel-
le und aktuelle Entwicklungen im Markt für 
Broadband Wireless Access-Dienste, März 
2008 

Nr. 308: Christian Growitsch, Gernot Müller, Marcus 
Stronzik – Ownership Unbundling in der Gas-
wirtschaft – Theoretische Grundlagen und em-
pirische Evidenz, Mai 2008 
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Nr. 310: Patrick Anell, Stephan Jay, Thomas Plücke-
baum – Netzzugang im NGN-Core, August 
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Nr. 311: Alex Kalevi Dieke, Torsten Marner, Antonia 
Niederprüm, Martin Zauner – Ausschreibung 
von Post-Universaldiensten - Ausschreibungs-
gegenstände, Ausschreibungsverfahren und 
begleitender Regulierungsbedarf, September 

2008 

Nr. 312: Patrick Anell, Dieter Elixmann – Die Zukunft der 
Festnetzbetreiber, Dezember 2008 

Nr. 313: Patrick Anell, Dieter Elixmann, Ralf Schäfer – 
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denzen, Dezember 2008 

Nr. 314: Kenneth R. Carter, J. Scott Marcus, Christian 
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Europe, Dezember 2008 

Nr. 315: Stephan Jay, Thomas Plückebaum – Strategien 
zur Realisierung von Quality of Service in IP-
Netzen, Dezember 2008 
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